Bundesgesetzblatt 


185 


Teil I 


Z1997 A 


1976 


Ausgegeben zu Bonn am 29. Januar 1976 


Nr. 10 


Tug Inhalt Seite 

26 L 70 I lociischulratimengesetz (HRG) ... 185 

2030-1. 2030-2, 2032-1, 223-1 

22 1.76 Neufassung des Gesetzes über die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses an den 

Hochschulen (Graduiertenförderungsgesetz — GFG) . . . 207 

221 2 

22. 1.70 Neufassung der Verordnung über die Durchführung der Graduiertenförderung (Graduier- 

icnJördetungsveroidnung GFV) ... 211 

221 - 2-1 


Hochschulrahmengesetz (HRG) 

Vom 26. Januar 1976 

I n h altsübersicht 


§ 

Anwendungsbereich ... 1 

1. Kapitel 

Aufgaben der Hochschulen 


1. Abs c h n i I; t 

A 11 geineine Best i mmun gen 

Aufgaben . 2 

Freiheit von Kunst und Wissenschaft, Forschung, 

Lehre und Studium . 3 

Neuordnung des Hochschulwesens. 4 

Gesamthochschulen. 5 

Zusammenwirken von Hochschulen. 6 


2. Abschnitt 
Studium und Lehre 


Ziel des Studiums. 7 

Studienretorrn . 8 

SLudienrelbrmkonimissionen . 9 

Studiengänge . 10 

S lud i en ordnu n gen. 11 

Lehrangebot. 12 

Fernstudium . 13 

Sludienberalung . 14 

Prüfungen. 15 

Pndüngso nimm gen . 16 

Prüfung«;fristen - . 17 


§ 

Hoch schulgr ade . 18 

Sonstige Leistungsnachweise. 19 

Studium an Hochschulen außerhalb des Geltungs¬ 
bereichs dieses Gesetzes . 20 

Weiterbildendes Studium . 21 


3. Abschnitt 
Forschung 

Aufgaben der Forschung . .... 22 

Koordination der Forschung . 23 

Veröffentlichung von Forschungsergebnissen . 24 

Forschung mit Mitteln Dritter. 25 

Künstlerische Entwicklungsvorhaben . 26 


2. Kapitel 

Zulassung zum Studium 


Allgemeine Voraussetzungen . 27 

Widerruf der Einschreibung. 28 

Maßstäbe der Ausbildungskapazität. 29 

Festsetzung von Zulassungszahlen . 30 

Zentrale Vergabe von Studienplätzen . 31 

Allgemeines Auswahlverfahren . 32 

Besonderes Auswahlverfahren . 33 

Berücksichtigung besonderer Dienstpflichten . 34 


Unabhängigkeit der Zulassung von der Landes¬ 
zug ehörigkeit . 


35 










































186 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1976, Teil I 


3. Kapitel 

Mitglieder der Hochschule 


1. A b s r h n i 11 

M i l g 1 \ v. d Schaft und Mitwirkung § 

Milglicdschafl . 36 

Allgemeine Grundsätze der Mitwirkung . 37 

Zusammensetzung und Stimmrecht . 38 

Wahlen . 39 

Öffentlichkeit.... 40 

SludniUonscbaft . 41 


2. Abschnitt 

Wissenschaftliches und künstlerisches 


Personal, T u t o r e n 

Hauptberufliches wissenschaftliches und künstleri¬ 
sches Personal *. 4.2 

Dienstliche Aufgaben der Professoren . 43 

Einst oll ungs Voraussetzungen für Professoren ...... 44 

Berufung von Professoren . 45 

Die ns [rechtliche Stellung der Professoren. 46 

j lochschulassisteni.en . 47 

Dienst]echtliche Stellung der Hoohsdiulassistenten 48 
Anwendung der Vorschriften des Beamtenrechts- 

vahmcngesclzos ...... 49 

Dienst rechtliche Sonderregelungen für beamtete 

Professoren und Hochschulassistenten. 50 

Ruhegehaltfähige Dienstzeit . 51 

Neben tatigk eit der Professoren . 52 

Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter .. 53 

Personal mit ärztlichen Aufgaben . 54 

Lehrheaitll ragte. 55 

Lehrkräfte für besondere .Aufgaben . 56 

Tu! oren . 57 


4. Kapitel 

Organisation und Verwaltung der Hochschule 

1. Abs c hni 11 

S e 1 h s l v e r w a 11 u n g und Staatsver w a 11 u n g 


Rechtsstellung der Hochschule . 58 

Aufsicht . 59 

Zusammenwirken von Land und Hochschule. 60 


2. Abschnitt. 

Organisation § 

Allgemeine Organisationsgrundsätze . 61 

Leitung der Hochschule. 62 

Aufgaben zentraler Kollegialorgane. 63 

Fachbereich . 64 

Gemeinsame Kommissionen, Slucienbereiche. 65 

'Wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebsein¬ 
heiten .. 66 


3. A b s c h n i 11 
Hochschulplanung 

Hochschulentwicklungsplan, Ausstattungspläne .... 6? 

Hodischulgesamtplan..... 68 

Gemeinsame Grundsätze der Planung ... 69 

5. Kapitel 

Staatliche Anerkennung 


Anerkennung von Einrichtungen ... 70 

Anerkennung von Abschlüssen.. 71 


6. Kapitel 

Anpassung des Landesrechts 

Anpassungsfristen. 72 

Abweichende Regelungen . 73 

Erprobung der einstufigen Juristenausbildung. 74 

überleitungsvorschriflen . 75 

Besitzstandswährung bei der Entpflichtung ........ 76 


7. Kapitel 

Änderung von Bundesgesetzen, 

Schluß vor Schriften 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes .. 11 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes . .. 78 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes. 79 

Änderung des Hochschulbauförderungsgesetzes ... 80 

Verträge mit den Kirchen . 81 

Berlin-Klausel .. 82 

Inkrafttreten . 83 










































Mi I 0 


icj det Ausgabe: Bonn, den 29. Januar 1976 


187 


Dei Bundes!ui] ha? tu;! ZusUmmirnfj des Bundes- 
re U 1 -* (f 1 s i o [ g e! i de Gose b: besold oss< * n ; 

§ 1 

An w t; n d u ti g s be res c h 

Hochseilule n. im Sinne dieses Gesetzes sind die 
Etrmchlurigen d(is BiIdungswesens, di.e nach Lan¬ 
dl e s r o c: h I staat1i.c:!ie (Iochschu?cu sind. Dieses Ge- 
setz betrifft. soweit dies in § 70 bestimmt ist, auch 
d i o s l a a t i i c h a n e r k a n n I: e n 1I o c: h schulen. 

1. Kapitel 

Aufgaben der Hochschulen. 

1. Ab.schn.ilt 

ÄI lg e me i n e Bes l i m t n u n.gen 

§ 2 

Aufgaben 

(1) Die 1 Ioc lisc 1 1 u len d ic;neu e ntsp reeilend ilue r 
Ä u f g ab e ns l.el 1 u ng d e r Pf l ege u 1 1 d de r E n t wie kl u ng 
der Wissenschaften und der Künste durch For¬ 
schung, Lehre und Studium. Sie bereiten auf beruf¬ 
liche Tätigkeiten vor, die die Anwendung wissen.- 
s ch af t b c he r E rk en n t n i s se und Wissenschaft! i che r 
Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerischer Ge¬ 
staltung erfordern. 

(2) Die Hochschulen, fördern enlsprechend ihrer 
Aufgabenste 11 ung den w i sse n scha fti i dien und künst¬ 
ier isdien Nach w udis. 

(3) Die 1 loclischukm d ieriert. de j n weiterbildenden 
Studium und beteiligen sich an Veranstaltungen der 
Weit e r b i kh m g. Sie Id r d e rn d i e W e i t e rl > i Id un g ihres 
Personals. 

(4) Die Hochschulen wirken an der sozialen För¬ 
derung der Studenten mit; sie berücksichtigen die 
besunde ren Bodürfn i sse behi n.de r ter Stu den ten, Sie 
fördern iu ihrem Bereich den Spork 

(5) Die Hoch schulen fördern die internationale, 
insbesondere die europäische Zusammenarbeit im 
Hochschul bereich und den Austausch zwischen 
deutschen und ausländischen Hoch schulen j sie be- 
rü ck s i c hi i g en d i e be s o n der en B cd ü r f n i sse aus 1 and i- 
s eher S tu den ten 

(6) Die Hochschulen wirken bei der Wahrneh¬ 
mung ihrer Aufgaben untereinander und mit ande¬ 
ren staatlichen und staatlich geförderten Fer¬ 
se hungs- uml Bi Idu ngsei nri ciitungen zusaramen. 

(7) Die Hochschulen unterrichten die Öffentlich¬ 
keit über die Erfüllung ihrer Aufgaben. 

(8) Die unterschiedlichen Aufgaben der einzelnen 
Hochschulen werden durch das Land bestimmt. An¬ 
dere als die in diesem Gesetz genannten Aufgaben 
dürfen den Hochschulen nur übertragen werden, 
wenn sie mit den in Absatz 1 genannten Aufgaben 
z u s am in enh ü n ge n. 


5 3 

Freiheit von Knast und Wissenschaft, 

Forschung, Lehre und Studium 

(1) Das Land und die Hochschulen haben si.cher¬ 
zu steilen, daß die Mitglieder der Hochschule die 
durch Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes 
v o rbü rg te n Grund rec h te w ah rne'hmen können. 

(2) Die Ereil teil der Forschung (Artikel 5 Abs, 3 
Salz 1 des Grundgesetzes) umfaßt insbesondere die 
Fragestellung, die Grundsätze der Methodik sowie 
die Bewertung des Forschungsergebnisses und seine 
Verbreitung. Beschlüsse der zuständigen Hochschul ¬ 
organe in Fragen der Forschung sind, insoweit zu¬ 
lässig, als sie sich auf die Organisation des For¬ 
st tumgsbetrie bes , die Förderung und Abstimmung 
von Forschungsvorhaben und auf die Bildung von 
Forschungsschwerpunkten beziehen; sie dürfen die 
Freiheit im Sinne von Satz 1 nicht beeinträchtigen. 
Die Sätze 1 und 2 gelten für künstlerische Entwick¬ 
lungsvorhaben entsprechend. 

(3) Die Freiheit der Lehre (Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 
des Grundgesetzes) umfaßt,, unbeschadet des Arti¬ 
kels 5 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes, im Rahmen 
der zu erfüllenden Leh rauf gaben insbesondere die 
Abhaltung von Lehr Veranstaltungen und deren in¬ 
haltliche und methodische Gestaltung sowie das 
Recht auf Äußerung von wissenschaftlichen und 
künstlerischen Lehrmeinungen, Beschlüsse der zu¬ 
ständigen Hochschulorgane in Fragen der Lehre sind 
insoweit zulässig, als sie sich auf die Organisation 
des Lehrbetriebes und auf die Aufstellung und Ein¬ 
haltung von Stadien- und Prüfungsordnungen be¬ 
ziehen; sie dürfen die Freiheit im Sinne von Satz i 
nicht beeinträchtigen. 

(4) Die Freiheit des Studiums umfaßt, unbeschadet 
der Studien- und Prüfungsordnungen, insbesondere 
die freie Wahl von Lehrveranstaltungen, das Recht, 
l nnerhal b eines Studienganges Schwerpunkte nach 
eigener Wahl zu bestimmen, sowie die Erarbeitung 
und Äußeru.ng w issenschaftli cher und künstlerisch e r 
Meinungen. Beschlüsse der zuständigen Hochschul¬ 
organe in Fragen des Studiums sind insoweit zuläs¬ 
sig, als sie sich auf die Organisation und ordnungs¬ 
gemäße Durchführung des Lehr- und Studienbetrie¬ 
bes und auf die Gewährleistung eines ordnungs- 
gemäßen S ind iuras b ezieben. 

(5) Die Wahrnehmung der in den Absätzen 2 bis 4 
genannten Rechte entbindet nicht von der Rück¬ 
sicht auf die Rechte anderer und von der Beachtung 
der Regelungen, die das Zusammenleben in der 
Hochschule ordnen, 

§ 4 

Neuordnung des Hochschulwesens 

(1) Die Hochschulreform ist eine gemeinsame Auf¬ 
gabe der Hochschulen und der zuständigen staat¬ 
lichen Stellen.. 

(2) Das Hochschulwesen ist mit dem Ziel neu zu 
ordnen, die gegenwärtig von Hochschulen mit un¬ 
terschiedlicher Aufgabenstellung wahrgenommenen 
Aufgaben in Forschung, Lehre und Studium zu ver¬ 
binden, 
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|3) Die Neuordnung soll insbesondere gewähr¬ 
leisten : 

1. ein Angebot von inhaltlich und zeitlich gestuften 
und aufeinander bezogenen Studiengängen mit 
entsprechenden Abschlüssen in dafür geeigneten 
Bereichen; soweit es der Inhalt der Studiengänge 
zuläßt, sollen gemeinsame Studienabschnitte oder 
aufeinander .folgende Studiengänge geschaffen 
werden; 

2. einen Aufbau der Stu dien gange, der bei einem 
Übergang in Studiengänge gleicher oder ver- 
waodler Fachrichtungen eine ‘weitgehende An¬ 
rechnung erbrachter vergleichbarer Studien- und 
Prü 1 ungsJeisLu n gen cimög 1 ichl; 

3. eine dem jeweiligen Studiengang entsprechende 
Verbindung von Wissenschaft und Praxis; 

4. die Aufstellung und Durchführung fachbereichs- 
iiind hoch schul übergreifender Forschungs- und 
Lehrprogramme sowie die Bildung von Schwer¬ 
punkten in Forschung und Lehre auch in Abstim¬ 
mung mit anderen Forschungs- und Bildungsein¬ 
richtungen und mit Einrichtungen der For¬ 
sch ungsförderung ; 

5. eine fachbezogene und fächerübergreifende För¬ 
derung der Ilochschuldidöktik; 

6. eine wirksame SUiuicnhorulimy; 

7. die bestmögliche Nutzung der 1 Jocbschuleinrich- 
tungen; 

8. die Eröffnung von Forschungsmöglichkeiten für 
Professoren solcher Hochschulen oder Hoch¬ 
schuleinrichtungen, in denen keine oder keine 
ausreichenden, ihren Dienstaufgaben entspre- 
c.i 1 en den Forsch un gsmö g ji ehke i ten bcst eh cn; 

9. eine den Zusammenhang aller I To ch s ch u 1 ein r i ch - 
fangen berücksichtigende P'lammg sowie ein re- 
g i onal u nd ü be r r eg i on a 1 a u sg eg I i chen es An gebot 
an Hochsch oleinri ch Lungen. 

S 5 

Gesamthochschule 

(1) Zur Erreichung der Ziele nach § 4 Abs. 3 sind 
die verschiedenen Hochschularten in einem neuen 
Hoch schul System zusammenzuführen. Hochschulen 
sind als Gesamthochschulen auszubauen oder zu¬ 
sammenzuschließen (integrierte Gesamthochschu¬ 
len) oder unter Aufrechterhaltung ihrer rechtlichen 
Selbständigkeit durch gemeinsame Gremien zu Ge¬ 
samthochschulen zu verbinden (kooperative Ge¬ 
samthochschulen). In den Fällen, in denen Gesamt¬ 
hochschulen nicht oder noch nicht gebildet werden 
können, ist ein Zusammenwirken der Hochschulen 
sicherzustellen. 

(2) Bei der Bildung einer Gesamthochschule ist 
dafür Sorge zu tragen, daß sie nach ihrer Struktur, 
den in ihr vertretenen Fachrichtungen, ihrer Größe 
und der räumlichen Entfernung ihrer Einrichtungen 
ihre Aufgaben wirksam erfüllen und ein Angebot 
von Studien gangen gewährleisten kann, das den 
Anforderungen des § 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 entspricht. 

(3) Für die Planung und Errichtung neuer Hoch¬ 
schulen gelten die Grundsätze der Absätze 1 und 2 
entsprechend. 


§ 6 

Zusammenwirken von Hochschulen 

• fl) Zur besseren Erfüllung ihrer Aufgaben, insbe¬ 
sondere zur Verwirklichung der in § 4* genannten 
Ziele, wirken Hochschulen zusammen,. Das Zusam¬ 
menwirken ist nach Maßgabe des Landesrechts 
durch Vereinbarung der beteiligten Hochschulen im 
Einvernehmen mit dem Land oder durch das Land 
sicherzu stellen. 

(2) Für Aufgaben der Hochschulen, die ein ständi¬ 
ges Zusammenwirken der Hochschulen eines Lan¬ 
des erfordern, kann nach Maßgabe von Absatz 1 
Satz 2 eine Hochschulkonferenz gebildet werden. 

2. Abschnitt 
Studium und Lehre 

§ 7 

Ziel des Studiums 

Lehre und Studium sollen den Studenten auf ein 
berufliches Tätigkeitsfeld vorbereiten und ihm die 
dafür erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähig¬ 
keiten und Methoden dem jeweiligen Studiengang 
entsprechend so vermitteln, daß er zu wissenschaft¬ 
licher oder künstlerischer Arbeit und zu verant¬ 
wortlichem Handeln in einem freiheitlichen» demo¬ 
kratischen und sozialen Rechtsstaat befähigt wird. 

§ 8 

Studienreform 

(1) Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe, 
im Zusammenwirken mit den zuständigen staat¬ 
lichen Stellen Inhalte und Formen des Studiums im 
Hinblick auf die Entwicklungen in Wissenschaft 
und Kunst, die Bedürfnisse der beruflichen Praxis 
und die notwendigen Veränderungen in der Berufs- 
welt zu überprüfen und weiterzuentwickeln. Die 
Studienreform soll gewährleisten, daß 

1. die Studieninhalte im Hinblick auf Veränderun¬ 
gen in der Berafswelt den Studenten breite be¬ 
rufliche Entwicklungsmöglichkeiten eröffnen; 

2. die Formen der Lehre und des Studiums den me¬ 
thodischen und didaktischen Erkenntnissen ent¬ 
sprechen; 

3. die Studenten befähigt werden, Studieninhalte 
wissenschaftlich selbständig zu erarbeiten und 
deren Bezug zur Praxis zu erkennen; 

4. die Gleichwertigkeit einander entsprechender 
Hochschulabschlüsse gewährleistet und die Mög¬ 
lichkeit des Hochschulwechsels erhalten bleiben. 

(2) Zur Erprobung von Reformmodellen können 
besondere Studien- und Prüfungsordnungen erlassen 
werden, die neben bestehende Ordnungen treten. 
Die Erprobung von Reformmodellen soll nach einer 
festgesetzten Frist begutachtet werden. 

(3) Für einen neuen Studiengang soll der Lehr¬ 
betrieb erst aufgenommen werden, wenn die Ge¬ 
nehmigung oder der Erlaß einer entsprechenden 
Prüfungsordnung erfolgt ist. 
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(4) Die Hochschulen treffen die für die Studien¬ 
reform und für die Förderung der Hochschuldidak- 
tik notwendigen Maßnahmen. 

5 9 

Studienreformkommissionen 

(1) Zur Förderung der Reform von Studium und 
Prüfungen und zur Abstimmung und Unterstützung 
der an den einzelnen Hochschulen geleisteten Re¬ 
formarbeit werden Studienreformkommissionen ge¬ 
bildet. Die Länder sollen gemeinsame Studienreform¬ 
kommissionen für den Geltungsbereich dieses Ge¬ 
setzes bilden. 

(2) Studienreformkommissionen werden von den 
zuständigen Landesbehörden im Zusammenwirken 
mit den betroffenen Hochschulen gebildet. Für Stu¬ 
diengänge, die sich auf überwiegend gemeinsame 
Wissenschaftsgebiete oder verwandte berufliche 
Tätigkeitsfelder beziehen, sollen gemeinsame Stu¬ 
dienreformkommissionen gebildet werden. Im übri¬ 
gen ist sicherzustellen, daß die Arbeit der einzelnen 
Studienreformkommissionen organisatorisch koor¬ 
diniert und inhaltlich aufeinander abgestimmt wird. 

(3) An den vorgesehenen Studienreformkommis¬ 
sionen sind Vertreter aus dem Bereich der Hoch¬ 
schulen, von staatlichen Stellen sowie Fachvertre¬ 
ter aus der Berufspraxis zu beteiligen. Bei Studien¬ 
gängen, die mit einer staatlichen Prüfung abge¬ 
schlossen werden, verfügen die Vertreter von staat¬ 
lichen Stellen über mehr als die Hälfte, in Studien¬ 
reformkommissionen nach Absatz 1 Satz 2 über 
mindestens zwei Drittel der Stimmen. 

(4) Die Studienreformkommissionen haben den 
Auftrag, binnen vorzugebender Fristen Empfehlun¬ 
gen zur Neuordnung von Studiengängen und zur 
Entwicklung eines Angebots von Studiengängen zu 
erarbeiten, das den Anforderungen des § 4 Abs. 3 
Nr. 1 bis 3 entspricht.. Die Empfehlungen beziehen 
sich auf 

1. die Folgerungen, die sich aus der Entwicklung 
der Wissenschaften und der beruflichen Tätig¬ 
keitsfelder sowie aus den Veränderungen in der 
Berufswelt für das jeweilige Ziel und den wesent¬ 
lichen Inhalt eines Studiengangs ergeben, 

2. die Anforderungen an den wesentlichen Inhalt 
der den Studiengang abschließenden Prüfung ein¬ 
schließlich der Anrechnung vorausgegangener 
Studien- und Prüfungsleistungen, 

3. die für den jeweiligen Studiengang angemessene 
Regelstudienzeit (§ 10 Abs. 2 bis 4). 

(5) Die Empfehlungen nach Absatz 4 Satz 2 Nr. f 
und 2 beschränken sich auf Grundsätze; ihnen sol¬ 
len Musterstudien- und -Prüfungsordnungen beige¬ 
fügt werden, die Vorschläge für eine nähere Ausge¬ 
staltung der Grundsätze enthalten. Die Empfehlun¬ 
gen können auch Reformmodelle vorsehen, die nur 
an einzelnen Hochschulen erprobt werden sollen. 

(6) Die Empfehlungen werden der zuständigen 
Landesbehörde vorgelegt; vor ihrer Verabschiedung 
ist den Hochschulen Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. 


(7) Die zuständige Landesbehörde kann nach An¬ 
hörung der Hochschulen verlangen, daß bestehende 
Studien- und Prüfungsordnungen der Hochschulen 
den Empfehlungen angepaßt oder den Empfehlungen 
entsprechende Studien- und Prüfungsordnungen er¬ 
lassen werden; statt einer Änderung bestehender 
Studien- und Prüfungsordnungen kann sie auch ver¬ 
langen, daß den Empfehlungen entsprechende be¬ 
sondere Studien- und Prüfungsordnungen (§ 8 
Abs. 2) erlassen werden. 

§ 10 

Studiengänge 

(1) Die Studiengänge führen in der Regel zu einem 
berufsquaiifizierenden Abschluß. Als berufsqualifi¬ 
zierend im Sinne dieses Gesetzes gilt auch der Ab¬ 
schluß eines Studiengangs, durch den die fachliche 
Eignung für einen beruflichen Vorbereitungsdienst 
oder eine berufliche Einführung vermittelt wird. So¬ 
weit bereits das jeweilige Studienziel eine berufs¬ 
praktische Tätigkeit erfordert, ist sie mit den übri¬ 
gen Teilen des Studiums inhaltlich und zeitlich 
abzustimmen und nach Möglichkeit in den Studien¬ 
gang einzuordnen. 

(2) In den Prüfungsordnungen (§ 16 Abs. 3) und in 
den Empfehlungen der Studienreformkommissionen 
(§ 9 Abs. 4) sind die Studienzeiten vorzusehen, in 
denen in der Regel, eine entsprechende Gestaltung 
der Studienordnungen (§ 11) und des Lehrangebots 
(§ 12) vorausgesetzt, ein erster berufsqualifizieren¬ 
der Abschluß erworben werden kann (Regelstudien¬ 
zeit). Die Regelstudienzeit ist maßgebend für die 
Gestaltung der Studienordnung (§ 11 Abs. 2), für die 
Sicherstellung des Lehrangebots (§ 12 Abs. 1), für 
die Gestaltung des Prüfungsverfahrens (§ 16 Abs. 3) 
sowie für die Ermittlung und Festsetzung der Aus¬ 
bildungskapazitäten (§ 29 Abs. 1) und die Berech¬ 
nung von Studentenzahlen bei der Hochschulpla¬ 
nung (§ 69). 

(3) Bei der Festsetzung der Regelstudienzeit für 
den einzelnen Studiengang sind die allgemeinen 
Ziele des Studiums (§ 7) und die besonderen Erfor¬ 
dernisse des jeweiligen Studiengangs, die Möglich¬ 
keiten der Weiterbildung und des Aufbaustudiums 
sowie Erfahrungen mit bereits bestehenden Studien¬ 
gängen und mit vergleichbaren Studiengängen im 
Ausland zu berücksichtigen. 

( 4 ) Die Regelstudienzeit bis zum ersten berufs¬ 
qualifizierenden Abschluß soll vier Jahre nur in be¬ 
sonders begründeten Fällen überschreiten. In ge¬ 
eigneten Fachrichtungen sind Studiengänge einzu¬ 
richten, die bereits innerhalb von drei Jahren zu 
einem ersten berufsqualifizierenden Abschluß füh¬ 
ren. Auf die Regelstudienzeit wird eine nach Ab¬ 
satz 1 in den Studiengang eingeordnete berufsprak¬ 
tische Tätigkeit nicht angerechnet. 

(5) Für die Vertiefung und Ergänzung eines Stu¬ 
diums, insbesondere für die Heranbildung des wis¬ 
senschaftlichen und künstlerischen Nachwuchses, 
sollen Aufbaustudien angeboten werden, die in der 
Regel einen berufsqualifizierenden Abschluß vor¬ 
aussetzen. 
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§ 11 

S tud i en ord n u n g en 

(.1) Für jeden Slud Umgang stellt die Hochschule 
eine StudUmonhumy üü). Für Si nd Umgä nge mit ge¬ 
ringen Studonlenzahhm kann das Landesrecht Aus¬ 
nahmen zu lassen. Die Studien Ordnung regelt auf 
der Grundlage der Prüfungsordnung und unter Be- 
y ü c k sj c 1 i t i gu ng d e r fachlichen und h och schu 1 didak¬ 
tischen Eniwicklung und der Anforderungen der 
beruflichen Praxis Inhalt und Aufbau des Studiums, 
gegebenenfalls einschließlich einer in den Studien- 
ya 11 g ei n geordneten be nt f sp ra k I: i sc h en Täti gkeit. Die 
S lud ien ord im n y s t e hl i m R ah men d er Prüfungsord¬ 
nung Schwerpunkte vor, die der Student nach eige¬ 
ner Wahl bestimmen, kann; sie soll nach Möglich- 
k e i f. zu lass e n, S tu d i e n leislu n g e n in o 11 lers c h i e d - 
liehen Formen zu erbringen. 

(2) Die für den Sind ien gang in Betracht kommen¬ 
den Studieninhalte sind so auszuwählen und zu be¬ 
grenzen, daß das Studium in der Regel Studienzeit 
abgeschlossen wenden kann. Die Studienordnung * 
bezeichnet Gegenstand und Art der Lehrveranstal¬ 
tungen und der Studien lei st ringen, die für den er¬ 
folgreichen Abschluß des Studiums erforderlich 
sind. Sie bestimmt, deren Anteil am zeitlichen Ge¬ 
samt um fang. Der Gesamtumfang der nach Satz 2 er¬ 
forderlichen Lehrveranstaltungen ist so zu bemes¬ 
sen, daß dem Studenten Gelegenheit zur selbständi¬ 
gen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und 
zur Tei 1 nahme an zusatz 1 ichen Lehrvcranstaltungen 
nach eigener Wahl verbleibt. 

(3) Das Landesrecht bestimmt die für die Zustim- 
mu n g zu r Stu d i e n ordnu n g z u s t a nd ig e staatliche 
Stelle. Andere das Studium regelnde Rechtsvor¬ 
schriften, insbesondere s I.a a 11 i c b e Rahm enp r ü f u ngs - 
und R a h in e n s lud ionordn u n g e n, s i n d z u b ea ch t e n. 


Lehr an gebot 

(1) Die Hochschule stellt auf dei; G ) i * n d 1 age einer 
nach Gegenstand, Zeit und Ort abgestimmten jähr¬ 
lichem Stu d i enp 1 a n u ng da s Le h ra nyeb o t sicher f d as 
zur Einhai 1;ung der SfudienorcInunyen erforder 1 ich 
ist. Dabei sind auch Möglichkeiten des Selbststu¬ 
diums zu nutzen und Maßnahmen zu dessen Förde¬ 
rung zu treffen. 

(2) Der Fachbereich überträgt seinen in der Lehre 
tätigen Angehörigen im Rahmen der für ihr Dienst¬ 
verhältnis geltenden Regelungen bestimmte Auf¬ 
gaben, soweit dies zur Gewährleistung des erforder¬ 
lichen Lehrangebots notwendig ist; dabei sind der 
unterschiedliche Aufwand nach Art und Umfang der 
Lehrvoranstaltu n gen und die Beanspru chung du rch 
sonstige dienstliche Aufgaben entsprechend den je¬ 
weils geltenden dienst rochtl ichon Regelungen zu be¬ 
rücksichtigen. 

§ 13 

Fernstudium 

0 ) Bei der Reform von Studium und Lehre und 
hei der Boioilstelhing des Loh rangt Lols sollen die 
M ög I :i c h k e i i.o n ein es 1 1 o t n s j 11 rn s y * > n i * 5 / f w erd en. 


Bund, Länder und Hochschulen fördern dessen Ent¬ 
wicklung im Rahmen ihrer Zuständigkeiten. 

(2) Eine in einer Studien- oder Prüfungsordnung 
vorgesehene Studienleistung wird auch durch die 
erfolgreiche Teilnahme an einer entsprechenden 
Fernstudieneinheit nachgewiesen, soweit die Einheit 
dem entsprechenden L ehr angeb ot des Präsenz Stu¬ 
diums inhaltlich gleichwertig ist. Die Feststellung 
der inhaltlichen Gleichwertigkeit wird durch Lan¬ 
desrecht geregelt. 

(3) Soweit eine in das Lehrangebot einbezogene 
Fernstudieneinheit mit begleitenden oder ergänzen¬ 
den Lehrveranstaltungen des Präsenz stu di ums ver¬ 
bunden werden soll, gelten die Vorschriften des § 12 
Abs. 2 entsprechend; das Recht zur Darstellung ab¬ 
weichender Leb rinhalte und Lehrnieinungen bleibt 
unberührt. 

§ 14 

Siudienberähmg 

(1) Die Hochschule unterrichtet Studenten und 
Studienbewerber über die Studienmöglichkeiten und 
über Inhalte, Aufbau und Anforderungen eines Stu¬ 
diums; sie unterstützt die Studenten in ihrem Stu¬ 
dium durch eine studienbegleitende fachliche 
Beratung. Die Hochschule soll bei der Studien¬ 
beratung insbesondere mit den für die Berufs¬ 
beratung und den für die staatlichen Prüfungen zu¬ 
ständigen Stellen Zusammenwirken. 

(2) Die Länder sorgen für eine Veröffentlichung 
der geltenden Studien- und Prüfungsordnungen. 

§ 15 

Prüfungen 

(1) Das Studium wird in der Regel durch eine 
Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine kirch¬ 
liche Prüfung abgeschlossen. 

(2) Die Hochschulprüfungen, mit denen ein Stu¬ 
dienabschnitt oder ein Stu dien gang abgeschlossen 
wird, dienen der Feststellung, ob der Student bei 
Beurteilung seiner individuellen Leistung das Ziel 
des Studienabschnitts oder des Studiums erreicht 
hat. Auch bei Gruppenarbeiten müssen die indivi¬ 
duellen Leistungen deutlich abgrenzbar und bewert¬ 
bar sein. 

(3) Je nach Art des Studiengangs können Hoch¬ 
schulabschlußprüfungen in Abschnitte geteilt sowie 
durch eine Zwischenprüfung oder durch die Anrech¬ 
nung studienbegleitender Leistungsnachweise oder 
beides entlastet werden, sofern die Studienleistung 
nach Anforderung und Verfahren einer Prüfnngs- 
leistung gleichwertig ist. 

(4) Zur Abnahme von ITochschulprüfungen sind 
nach näherer Bestimmung des Land es rechts, Profes¬ 
soren, Hochschulassistenten, wissenschaftliche und 
künstlerische Mitarbeiter, soweit sie Aufgaben nach 
§ 53 Abs. 1 Satz 2 wahmehmen, Lehrbeauftragte, 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie in der 
beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene Per¬ 
sonen befugt. Prüfungsleislungen dürfen nur von 
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Personen bewertet werden, die selbst mindestens 
die durch die Prüfung fesi/usteilende oder eine 
gle i eh wo r tige Qua 1 iI i kation besi t/en. 

(5) PrüfungsleisUingen in Hochschulabschlußprü- 
fungon und in Prüfungen, deren Bestehen Voraus¬ 
setzung für die Fortsetzung des Studiums ist, sind 
in der Regel von mindestens zwei Prüfern zu be¬ 
werten; mündliche Prüfungen sind von mehreren 
Prüfern oder von einem Prüfer in Gegenwart eines 
sachkundigen Boisi tzers abzunehxncn, 

§ 16 

Prüt y tigsordu ung e n 

(1) HochschulPrüfungen werden auf Grund von 
Prüfungsordnungen abgelegt, die der Genehmigung 
der zuständigen Landesbehörde bedürfen. Die Ge¬ 
nehmigung kann versagt werden, wenn eine vorge- 
legte Prüfungsordnung den Empfehlungen einer Stu- 
dienrefornikomiTHssion nicht entspricht; im übrigen 
sind die Voraussetzungen für eine Versagung der 
Genehmigung gesetzlich zu regeln. 

(2) In der Prüfungsordnung sind nach Maßgabe 
des Land es rechts insbesondere die Voraussetzungen 
für die Zulassung zur Prüfung und deren Wieder¬ 
holung, die Anrechnung von Studien- und Prüfungs¬ 
leistungen, die Prüfiingsanforderungen und das Prü¬ 
fungsverfahren abschließend zu regeln. 

(3) Die Prüfungsordnung bestimmt die Regelstu¬ 
dienzeit (§ 10 Abs. 2 bis 4). Sie legt Fristen für die 
Meldung zur Prüfung sowie Bearbeitungszeiten für 
die Anfertigung schriftlicher Prüfungsarbeiten fest. 
Prüflingsanforderungen und -verfahren sind so zu 
gestalten, daß die Abschlußprüfung grundsätzlich 
innerhalb der Regelstudienzeit, spätestens aber 
sechs Monate nach ihrem Ablauf abgenommen wird. 

§ 17 

Prüfungsfristeil 

(1) Hochschulprüfungen können vor Ablauf der 
für die Meldung fcstgclcgtcn Frist (§ 16 Abs. 3 
Satz 2) abgelegt werden, sofern die für die Zulas¬ 
sung zur Prüfung erforderlichen Leistungen nach¬ 
gewiesen sind. 

(2) überschreitet ein Student die in der Prüfungs¬ 
ordnung festgelegte Frist für die Meldung zu einer 
Vor-, Zwischen- oder Abschlußprüfung, wird er von 
der hierfür zuständigen Stelle aufgefordert, sich zur 
Prüfung zu melden. Auf seinen Antrag ist ihm eine 
Nachfrist von sechs Monaten einzuräumen. Bei Vor¬ 
liegen besonderer Gründe kann eine längere Nach¬ 
frist eingeräumt werden; die Gesamtdauer der Nach¬ 
frist darf zwölf Monate nicht überschreiten, wenn 
der Student die Gründe zu vertreten hat. 

(3) Meldet sich ein Student nach der Aufforderung 
nicht zur Vor-, Zwischen- oder Abschlußprüfung, 
ohne eine Nachfrist beantragt zu haben, oder hält 
er eine ihm gesetzte Nachfrist nicht ein, erlöschen 
seine Rechte aus der Einschreibung; in Fällen sozia¬ 
ler Härte können ihm mit der Einschreibung ver¬ 
bundene soziale Vergünstigungen für ein weiteres 
Jahr belassen werden. Ein nach Maßgabe der jewei¬ 


ligen Prüfungsordnung bestehender Anspruch auf 
Zulassung zur Prüfung bleibt unberührt; die Benut¬ 
zung von Hochschuleinrichtungen soll nach näherer 
Vorschrift des Landesreclits in dem für die Ab¬ 
legung der Prüfung erforderlichen Umfang ermög¬ 
licht werden. 

(4) Für die Überschreitung einer Frist, die in einer 
Ordnung für staatliche Prüfungen für die Meldung 
zu einer Vor-, Zwischen- oder Abschlußprüfung fest¬ 
gelegt ist, gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend. 

§ 18 

Hochschulgrade 

Auf Grund der Hochschulprüfung, mit der ein 
berufsqualifizierender Abschluß erworben wird, 
verleiht die Hochschule den Diplomgrad mit An¬ 
gabe der Fachrichtung; auf Antrag des Absolventen 
ist der Studiengang anzugeben. Die Hochschule 
kann den Diplomgrad auch auf Grund einer staat¬ 
lichen Prüfung oder einer kirchlichen Prüfung, mit 
der ein Hochschulstudium abgeschlossen wird, ver¬ 
leihen, Im übrigen bestimmt das Landesrecht, 
welche Hochschulgrade verliehen werden. 

§ 19 

Sonstige Leistungsnachweise 

Das Landesrecht kann vorsehen, daß Kenntnisse 
und Fähigkeiten, die für ein erfolgreiches Studium 
erforderlich sind, von Studienbewerbern, die sie in 
anderer Weise als durch ein Studium erworben 
haben, in einer besonderen Hochschulprüfung (Ein¬ 
stufungsprüfung) nachgewiesen werden können. 
Nach dem Ergebnis dieser Prüfung soll der Bewer¬ 
ber in einem entsprechenden Abschnitt des Studien¬ 
gangs zum Studium zugelassen werden. 

§ 20 

Studium an Hochschulen außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes 

Studien- und Prüfungsleistungen, die an Hoch¬ 
schulen außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge¬ 
setzes erbracht worden sind, werden auf Antrag an¬ 
erkannt, wenn ihre Gleichwertigkeit festgestellt ist. 
§ 5 Abs. 2 und § 112 des Deutschen Richtergesetzes 
bleiben unberührt. 

§ 21 

Weiterbildendes Studium 

Die Hochschulen sollen Möglichkeiten der Wei¬ 
terbildung entwickeln und anbieten. Das weiterbil¬ 
dende Studium steht Bewerbern mit abgeschlosse¬ 
nem Hochschulstudium und solchen Bewerbern 
offen, die die für eine Teilnahme erforderliche Eig¬ 
nung im Beruf oder auf andere Weise erworben 
haben. Die Veranstaltungen sollen nach Möglich¬ 
keit mit dem übrigen Lehrangebot abgestimmt, wer¬ 
den und berufspraktische Erfahrungen für die Lehre 
nutzbar machen. Das Lehrangebot für das weiterb il- 
dende Studium soll aus in sich geschlossenen Ab¬ 
schnitten bestehen und die aus der beruflichen Pra¬ 
xis entstandenen Bedürfnisse der Teilnehmer be¬ 
rücksichtigen. 
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3. Abschnitt 
Forschung 

§ 22 

Aufgaben der Forschung 

Die Forschung in den .Hochschulen dient der 
(lew Innung wissen sc hat tl icher Erkenntnisse sowie 
der Wissens (hüll liehen Grundlegung und Weiterent- 
wicklimg von Lehre und Studium. Gegenstand der 
Forschung in den I lochst hu len können unter Be- 
i licksich ligung der Aufgabenstellung der Hoch¬ 
schule alle wissenschal (liehen Bereiche sowie die 
Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse in der 
Praxis einschließlich der Folgen sein, die sich aus 
der Anwendung wissenseh,etlicher Erkenntnisse er¬ 
geben können. 

§ 23 

Koordination der Forschung 

(1) Forschungsvorhaben und Forschungsschwer¬ 
punkte werden von der Hochschule in der sachlich 
gebotenen Weise koordiniert. Zur gegenseitigen Ab- 
sti mmung von Eorschu n g s v o rh aben und Forschungs- 
schweipunkten und zur Planung und Durchführung 
gemeinsamer Forschungsvorhaben wirken die Hoch¬ 
schulen untereinander, mit anderen Forschungsein- 
rieb!ungen und mit Einrichtungen der überregiona- 
) en Forschu n gspl a n u n g und Forsche ngsf örderung 
zusammen. 

(2) Die Hochschulen berichten regelmäßig über 
c i ie Forsch i j n g stati g k o i t an d e j 1J och sch u 1 e . 

§ 24 

V er oben Ui chung v on Forsch ungsergebnissen 

Bei der Veröffent! ichung v on Forscb ungsergebeis¬ 
st rn. sind Mitarbeiter, die einen eigenen wissen¬ 
schaftlichen oder wesentlichen sonstigen Beitrag ge¬ 
hustet haben, als Mitautoren zu nennen; soweit 
m öylih, isI ihr 13eitrag z i 1 kennz('ic*hnen. 

§ 25 

Forschung muit Mitteln Dritter 

fl) Die in der Forschung tätigen Hoch sch ulmit~ 
gliedcr können im Kali men ihrer dienstlichen Auf¬ 
gaben auch solche Forschungsvorhaben durchfüh¬ 
ren, die nicht aus den der Hochschule zur Ver¬ 
fügung stehenden Haushaltsmitteln finanziert wer¬ 
den. 

(2) Ein Forschungsvorhaben nach Absatz I kann 
in der Hochschule durchgeführt weiden, wenn die 
Erfüllung der Aufgaben der Hochschule sowie die 
Redde und Pflichten anderer Personen dadurch 
nicht beeinträchtigt werden und entstehende Folge¬ 
lasten angemessen berücksichtigt sind; die For¬ 
schungsergebnisse sollen in der Regel in absehbarer 
Zeit veröffentlicht werden. 

(3) Ein Forschungsvorhaben nach Absatz I ist an¬ 
zuzeigen. Die Inanspruchnahme von Personal, Sach- 
mitteln und Einrichtungen der Hochschule kann 
untersagt oder durch Auflagen beschränkt werden, 


wenn die Voraussetzungen von Absatz 2 nicht ge¬ 
geben sind; das Landesrecht regelt Zuständigkeit 
und Verfahren. 

(4) Die Mittel für Forschungsvorhaben, die nach 
den Absätzen 2 und 3 in der Hochschule durch¬ 
geführt werden, sollen von der Hochschule verwal¬ 
tet, aus diesen Mitteln bezahlte hauptberufliche 
Mitarbeiter als Personal der Hochschule eingestellt 
werden. Das Nähere regelt das Landesrecht. 

(5) Die Vorschriften über die Ausübung von 
Nebentätigkeiten bleihen unberührt. 

§ 26 

Künstlerische Entwicklungsvorhaben 

Die Vorschriften dieses Abschnittes gellen für 
künstlerisehe Entwicklungs Vorhaben sinngemaß. 

2. Kapitel 

Zulassung zum Studium 

§ 27 

Allgemeine Voraussetzungen 

(1) Jeder Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes ist zu dem von ihm gewählten Hoch¬ 
schulstudium berechtigt, wenn er die für das Stu¬ 
dium erforderliche Qualifikation nach weist. Zu¬ 
gangshindernisse, die in der Person des Studienbe¬ 
werbers liegen, ohne sich auf die Qualifikation zu 
beziehen, regelt das Landesrecht. 

(2) Der Nachweis nach Absatz 1 Satz 1 wird für 
den Zugang zu einem Studium, das zu dem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluß führt, grundsätzlich 
durch den erfolgreichen Abschluß einer auf das 
Studium vorbereitenden Schulbildung erbracht. 

(3) Rechtsvorschriften, nach denen andere Per¬ 
sonen Deutschen nach Absatz 1 gleichgestellt sind, 
bleiben unberührt. 

§ 28 

Widerruf der Einschreibung 

(1) Die Einschreibung /um Studium kann wider¬ 
rufen werden, wenn ein Student durch Anwendung 
von Gewalt, durch Aufforderung zur Gewalt oder 
durch Bedrohung mit Gewalt 

1. den bestimmungsgemäßen Betrieb einer IToch- 
schuleinrichtung, die Tätigkeit eines Hochschul¬ 
organs oder die Durchführung einer Hochschul- 
veransta 1 tung bebindert 

oder 

2. ein Hochschulmitglied von der Ausübung seiner 
Rechte und Pflichten abhält oder abzuhalten ver¬ 
sucht. 

Gleiches gilt, wenn ein Student an den in Satz 1 
genannten Handlungen teilnimmt oder wiederholt 
Anordnungen zuwiderhandelt, die gegen ihn von 
der Hochschule wegen Verletzung seiner Pflichten 
nach § 36 Abs. 4 getroffen worden sind. 
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(2) Mil dem Widernd ist eine Frist bis zur Dauer 
von zwei. Jahren (es Izu setzen, innerhall) derer eine 
erneute Einschreibung an der Hochschule ausge¬ 
schlossen ist. 

(3) Die Entscheidung nach Absatz. 1 und Absatz 2 
ergeht in einem förmlichen Verfahren. Das Nähere, 
insbesondere das Recht, die Einleitung des Verfah¬ 
rens zu beantragen, wird durch Landesgesetz ge¬ 
regelt. Die Entscheidung ist schriftlich zu begrün¬ 
den, mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen 
und allen anderen Hochschulen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes mi I zu tei len. Vor Erhebung einer 
verwaltungsgerichtlichen Klage bedarf es keiner 
Nachprüfung in einem Vorverfahren. 

(4) Während der Dauer einer nach Absatz 2 
festgesetzten Frist ist die Einschreibung an einer 
anderen Hochschule im Geltungsbereich dieses Ge¬ 
setzes zu versagen, es sei denn, daß für den Bereich 
der anderen Hochschule die Gefahr einer Beein¬ 
trächtigung nach Absatz 1 nicht oder nicht mehr 
besteht. Die Entscheidung über die Einschreibung 
ist allen anderen Hochschulen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes milzuteilen. 

§ 29 

Maßstäbe der Ausbildungskapazität 

(1) Im Zusammenwirken von Hochschulen und 
zuständigen staatlichen Steilen sind einheitliche 
Grundsätze für die Ermittlung und Festsetzung der 
Ausbildungskapazitälen der Hochschulen zu ent¬ 
wickeln. Der Berechnung ist grundsätzlich die für 
den jeweiligen Sludicngang festgesetzte Regel¬ 
studienzeit zugrunde zu legen. 

(2) Ist nach der Feststellung der Zentralstelle 
(§ 31) zu erwarten, daß an den Hochschulen im Gel¬ 
tungsbereich dieses Gesetzes nicht alle Bewerber 
eines Studiengangs zugelassen werden können, so 
darf für diesen Sludicngang die Zahl der von der 
einzelnen Hochschule höchstens aufzunehmenden 
Studenten (Zulassungszahl) nicht niedriger festge¬ 
setzt werden, als dies unter Berücksichtigung der 
personellen, räumlichen, sächlichen und fachspezi¬ 
fischen Gegebenheiten zur Aufrechterhaltung einer 
geordneten Wahrnehmung der Aufgaben der Hoch¬ 
schule in Forschung, Lehre und Studium unbedingt 
erforderlich ist. Der Festsetzung geht die Überprü¬ 
fung voraus, ob im Rahmen der verfügbaren Mittel 
die Möglichkeiten zur Nutzung der vorhandenen 
Ausbildungskapazität ausgeschöpft worden sind. 

§ 30 

Festsetzung von Zulassungszahlen 

(1) Zulassungszahlen werden durch Landesrecht 
festgesetzt. Sie sind für jede Hochschule festzuset¬ 
zen, wenn ein Studiengang in das Verfahren der 
Zentralstelle nach § 31 Abs. 1 einbezogen wird. 

(2) Zulassungszahlen werden nur für einzelne 
Studiengänge und für einen bestimmten Zeitraum, 
höchstens für die Dauer eines Jahres, festgesetzt. 

(3) Vor der Festsetzung einer Zulassungszahl ist 
die Hochschule von der zuständigen Lanclesbehördo 


aufzufordern, ihre Vorstellungen über die Zahl der 
aufzunehmenden Studenten mitzuteilen. In dem Be¬ 
richt der Hochschule ist anzugeben, wie die Aus¬ 
bildungskapazität berechnet worden ist; die einheit¬ 
lichen Grundsätze nach § 29 Abs. 1 sind anzuwen¬ 
den. Ferner ist darzustellen, wie sich die Zahl der 
Studenten und Studienanfänger sowie die Zahl der 
Stellen für das wissenschaftliche und künstlerische 
Personal und der Umfang der tatsächlichen Lehr¬ 
leistung je Stelle entwickelt haben. Im Falle des § 29 
Abs. 2 ist das Ergebnis der Überprüfung, ob im Rah¬ 
men der verfügbaren Mittel die Möglichkeiten der 
Nutzung der vorhandenen Allsbildungskapazität 
ausgeschöpft worden sind, anzugeben. 

§ 31 

Zentrale Vergabe von Studienplätzen 

(1) In Studiengängen, für die für mehrere Hoch¬ 
schulen Zulassungszahlen festgesetzt sind, können 
die Studienplätze von der von den Ländern errichte¬ 
ten Zentralstelle vergeben werden. In das Verfahren 
der Zentralstelle ist ein Studiengang zum frühest¬ 
möglichen Zeitpunkt einzubeziehen, wenn für ihn 
nach der Feststellung der Zentralstelle Zulassungs¬ 
zahlen für alle staatlichen Hochschulen im Geltungs¬ 
bereich dieses Gesetzes festgesetzt sind und zu er¬ 
warten ist, daß die Zahl der Bewerber die Gesamt¬ 
zahl der zur Verfügung stehenden Plätze übersteigt, 
soweit nicht wegen der Art der Zugangsvorausset¬ 
zungen oder der Auswahlmaßstäbe den Hochschulen 
die Entscheidung Vorbehalten wird. In das Verfah¬ 
ren der Zentralstelle soll ein Studiengang einbe¬ 
zogen werden, wenn für ihn nach der Feststellung 
der Zentralstelle Zulassungszahlen für die Mehrzahl 
der staatlichen Hochschulen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes festgesetzt sind. 

(2) Reicht in einem nach Absatz 1 einbezogenen 
Studiengang die Gesamtzahl der an allen Hochschu¬ 
len zur Verfügung stehenden Studienplätze zur Zu¬ 
lassung aller Bewerber aus, so werden die an den 
einzelnen Hochschulen vorhandenen Studienplätze 
von der Zentralstelle möglichst nach den Ortswün¬ 
schen. der Bewerber und, soweit notwendig, vor 
allem nach den für die Ortswahl maßgebenden so¬ 
zialen, insbesondere familiären und wirtschaftlichen 
Gründen vergeben (Verteilungsverfahren). 

(3) Reicht in einem nach Absatz 1 einbezogenen 
Studiengang die Gesamtzahl der Studienplätze nicht 
zur Zulassung aller Bewerber aus, so findet unter 
den Bewerbern eine Auswahl nach Maßgabe der 
§§ 32 bis 35 statt (Aus wähl verfahren); die danach 
ausgewählten Bewerber werden den einzelnen 
Hochschulen nach den Grundsätzen des Absatzes 2 
zugewiesen. 

(4) Besteht an einer Hochschule für den ersten 
Teil eines Studiengangs eine höhere Ausbildungs¬ 
kapazität als für spätere Teile dieses Studiengangs, 
kann eine auf den ersten Teil des Studiengangs be¬ 
schränkte Zuweisung und Einschreibung erfolgen, 
wenn gewährleistet ist, daß der Student sein Stu¬ 
dium an anderen Hochschulen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes fortsetzen kann. 
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§ 32 

Allgemeines Auswahlverfahren 

fl) Im Falle des § 31 Abs. 3 werden die für Stu¬ 
dienanfänger verfügbaren Studienplätze unter Be¬ 
achtung der von den Bewerbern angegebenen Rang¬ 
folge ihrer Studienwünsche nach den Maßstäben der 
Absätze 2 und 3 vergeben. 

(2) Bis zu drei. Zehnteln der Studienplätze sind 
v o r zu behalten für 

1. Bewerber, für die die Versagung der Zulassung 
eine außergewöhnliche, insbesondere soziale 
11 ä r te b e d e u ten w ü r d e; 

2. Bewerber, die sich auf Grund entsprechender 
Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in 
Bereichen besonderen öffentlichen Bedarfs aus- 
zuühen; 

3. ausländische und staatenlose Bewerber; Ver¬ 
pflichtungen auf Grund zwischenstaatlicher Ver¬ 
einbarungen sind zu berücksichtigen; 

4. Bewerber, die in einem anderen noch nicht ab¬ 
geschlossenen Studiengang oder sonstigen gleich¬ 
wertigen Ausbildungsgängen nach Landesrecht 
die Qualifikation für das gewählte Studium (§ 27) 
erworben haben; ihre Auswahl erfolgt nach dem 
Grad der Qualifikation (§ 27). Diese Bewerber 
können, im Verfahren nach Absatz 3 nicht zuge¬ 
lassen werden; 

5. Bewerber, die bereits ein Studium in einem ande¬ 
ren Studiengang abgeschlossen haben, wenn der 
Studiengang, für den sie sich bewerben, eine sinn¬ 
volle Ergänzung ihres früheren Studiums dar¬ 
stellt; ihre Auswahl erfolgt nach den Prüfungs¬ 
ergebnissen des Erststudiums sowie nach den für 
die Bewerbung für ein weiteres Studium maß¬ 
geblichen Gründen, Bewerber, die bereits ein 
Studium in einem anderen Studiengang abge¬ 
schlossen haben, können im Verfahren nach Ab¬ 
satz 3 nicht zugelassen werden. 

Nicht in Anspruch genommene Studienplätze wer¬ 
den den Studienplätzen nach Absatz 3 zugcschlagen. 

(3) Die verbleibenden Studienplätze werden ver¬ 
geben 

1. überwiegend nach, dem Grad der gemäß § 27 
nachgewiesenen Qualifikation für das gewählte 
Studium. In den Nachweisen nach § 27 ausge¬ 
wiesene Leistungen, die über die Eignung für den 
jeweiligen Studiengang besonderen Aufschluß 
geben können, sollen gewichtet werden. Qualifi¬ 
kationsgrade, die nur geringfügig voneinander 
ab weichen, können als ranggleich behandelt wer¬ 
den. Die Länder tragen dafür Sorge, daß clieNaclw 
weise innerhalb eines Landes und im Verhältnis 
der Länder untereinander hinsichtlich der jewei¬ 
ligen Anforderungen und Bewertungen vergleich¬ 
bar sind. Solange die Vergleichbarkeit im Ver¬ 
hältnis der Länder untereinander nicht gewähr¬ 
leistet ist, werden für die Auswahl der Studien¬ 
bewerber Landesquoten, gebildet. Die Quote eines 
Landes bernißt sich zu einem Drittel nach seinem 
Anteil an der Gesamtzahl der Bewerber für den 
b e l r e ff en d e n S tu d i e n g a n g (B e w e i b e ran teil) u n d 
zu zwei Dritteln noch seinem Anteil an der Ge¬ 


samtzahl der Achtzehn- bis unter Einundzwanzig¬ 
jährigen (Bevölkerungsanteil); für die Länder 
Berlin, Bremen und Hamburg werden die sich 
danach ergebenden Quoten um drei Zehntel er¬ 
höht. Bei der Berechnung des Bewerberanteils 
werden nur Personen berücksichtigt, die sich für 
den betreffenden Studiengang mit erster Fach¬ 
präferenz bewerben und eine Hochschulzugangs¬ 
berechtigung besitzen, die von allen Ländern 
gegenseitig anerkannt ist; 

2. im übrigen nach der Dauer der Zeit seit dem 
Erwerb der Qualifikation für den gewählten 
Studiengang nach § 27 (Wartezeit). Für einen Teil 
der hiernach zu vergebenden Studienplätze kann 
neben der Wartezeit auch der Grad der Qualifi¬ 
kation berücksichtigt werden; in diesem Fall gilt 
Nummer 1 Satz 5 bis 7 entsprechend. Bei der 
Vergabe nach den Sätzen 1 und 2 können eine 
Berufstätigkeit oder Berufsausbildung nach dem 
Erwerb der Qualifikation in ihrer Art und Dauer 
berücksichtigt und ein vor oder nach dem Er¬ 
werb der Qualifikation außerhalb der Hoch¬ 
schule erlangter berufsqualifizierender Abschluß 
besonders bewertet werden. Den Zeiten einer Be¬ 
rufstätigkeit oder Berufsausbildung stehen solche 
Zeiten gleich, in denen ein Bewerber wegen der 
Erfüllung von Unterhaltspflichten, wegen Krank¬ 
heit oder aus sonstigen nicht zu vertretenden 
Gründen keine Berufstätigkeit oder Berufsausbil¬ 
dung aufnehmen konnte. Die Berücksichtigung 
einer Berufstätigkeit oder Berufsausbildung so¬ 
wie die besondere Bewertung berufsqualifizieren¬ 
der Abschlüsse besteht in einer Vergünstigung 
des Bewerbers bei der Wartezeit. Eine über acht 
Jahre hinausgehende Dauer der Wartezeit bleibt 
unberücksichtigt. Zeiten eines Studiums an einer 
Hochschule werden auf die Wartezeit nicht an¬ 
gerechnet; dies gilt erstmals für Studienzeiten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(4) Für die Entscheidung in Fällen von Rang¬ 
gleichheit der Bewerber kann eine Verbindung der 
Maßstäbe nach Absatz 3 Nr. 1 und 2 oder, unbe¬ 
schadet des § 34 Satz 2, die Auswahl durch das Los 
vorgesehen werden. 

§ 33 

Besonderes Auswahlverfahren 

(1) In Studiengängen, in denen nach der Fest¬ 
stellung der Zentralstelle zu erwarten ist, daß im 
allgemeinen Auswahlverfahren 

1. die Auswahl nach § 32 Abs. 3 Nr, ! zu unvertret¬ 
bar hohen Anforderungen an den Grad der 
Qualifikation gemäß § 27 für die Zulassung füh¬ 
ren würde oder 

2. die Auswahl nach § 32 Abs. 3 Nr. 2 den Studien¬ 
beginn für einen unverhältmäßig großen Teil der 
Bewerber unangemessen verzögern würde, 

soll an die Stelle des allgemeinen Auswahlverfah¬ 
rens nach § 32 ein besonderes Auswahlverfahren 
treten. Die Berechtigung nach § 27 bleibt im übrigen 
unberührt. 

(2) Im besonderen Auswahlverfahren bestimmt 
sich die Vergabe der Studienplätze nach den Lei¬ 
stungen, die sich aus dem Nachweis nach § 27 er- 
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geben, und nach dem Ergebnis eines Fesl.slel.lun.gft- 
veriuhrens, § 32 Abs. 3 Nr. 1 Sät./ 5 bis 7 findet ent¬ 
sprechende Anwendung, bin Teil der Studienplätze 
kann dort Bewerbern Vorbehalten worden, die nach 
dem Ergebnis des Festste!langsvor'fahrens die besten 
Leistungen erbringen. Die in den Nachweisen nach 
§ 27 au «gewiesenen Leistungen, die über die Eig¬ 
nung für (Jen jeweiligen Studiengnng besonderen 
Aufschluß geben können, können gewichtet werden. 

(3) Im Feststellungsvorfuhren sollen grundsätzlich 
nicht die Kenntnisse festgcstellt werden,, die bereits 
Gegenstand der Bewertung irt der Hochschul¬ 
zugangsberechtigung sind; es soll dem Bewerber 
insbesondere Gelegenheit geben,, in den bisherigen 
Abschlüssen nicht ausgewiesene Fähigkeiten und 
Kenntnisse nachzuweisen, die für den. Studienerfolg 
von Bedeutung sein können, und an die Kenntnisse 
anknüpfen, die in dom. Nachweis nach § 27 bewertet 
worden sind. Zu diesem Zweck können insbeson¬ 
dere entsprechende Testverfahren durchgeführt und 
auf das Studium aiisgcrichLelc, mit Leistungsnach¬ 
weisen verbundene praktische Tätigkeiten bewertet 
werden. Das Fcsts lei km gsv erfahren ist hinsichtlich 
der Anforderungen, der Bewertung und der Art der 
Durchführung innerhalb des Geltungsbereichs die¬ 
ses Gesetzes einheitlich zu gestalten. Test verfahren 
und sonstige mit Feststei lungsverfahren verbundene 
Prüfungen werden von staatlichen Einrichtungen 
abgenommen, die durch Landesrecht bestimmt wor¬ 
den, 

(4) Das Ergebnis eines .Feststeihingsverfahrens hat 
Gültigkeit nur für die jeweiligen Zulassungstermine 
und Studiengänge, auf die sich das Feststellungs- 
Verfahren bezieht; ferner verliert es seine Gültig¬ 
keit, wenn der Bewerber sich nach Feststellung des 
Ergebnisses als Studienanfänger an einer deutschen 
Hochschule in einem Studiengang eingeschrieben 
hat. Die Teilnahme am Festsleilungsverfahren für 
denselben Studiengang ist auf eine einmalige Wie¬ 
derholung beschränkt. Eine mehrmalige Wieder¬ 
holung kann vorgesehen werden, soweit dies zur 
Wahrung der Chancengleichheit der Bewerber ge¬ 
boten oder im Hinblick auf die Zulassungschancen 
nachfolgender Jahrgänge vertretbar ist. Für die 
Wiederholung sollen Fristen vorgesehen werden. 

(5) Bis zu drei Zehnteln der Studienplätze sind 
entsprechend § 32 Abs. 2 den dort genannten Be¬ 
werbern vorzubehalten; auch diese Bewerber neh¬ 
men grundsätzlich am Festste!]ungs - verfahren teil. 

(6) Ein besonderes Aus wähl verfahren ist aufzu¬ 
heben, wenn nach der Feststellung der Zentralstelle 
zu erwarten ist, daß die in. Absatz 1 genannten 
Voraussetzungen entfallen. 

§ 34 

Berücksichtigung besonderer Dienstpflichten 

Aus der Erfüllung von Dienstpflichten nach Ar¬ 
tikel 12 a des Grundgesetzes und der Übernahme 
solcher Dienstpflichten und entsprechender Dienst¬ 
leistungen auf Zeit bis zur Deiner von zwei Jah¬ 
ren, dem Dienst als Entwicklungshelfer nach dem 
Entwicklungshelfergesetz vom 18. Juni 1969 (Bun- 
desgcsetzbl. I S. 549) und der Ableistung eines frei¬ 
willigen sozialen Jahres nach dem Gesetz zur Förde¬ 


rung eines freiwilligen sozialen Jahres vom 
17. August 1964 (BundesgesetzbL 1 S. 640), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 197.3 
(BundesgesetzbL I S, 3155), darf dem Bewerber kein 
Nachteil entstehen; dies gilt insbesondere bei der 
Bewertung einer Berufstätigkeit, einer Berufsaus¬ 
bildung und eines berufsqualifizierenden Abschlus¬ 
ses nach. § 32 Abs. 3 Nr. 2. Bei gleichem Rang nach 
§ 32 Abs, 2 und 3 und § 33 haben diese Bewerber 
den Vorrang. 

§ 35 

Unabhängigkeit der Zulassung 
von der Landeszugehörigkeit 

Die Zulassung eines Studienbewerbers, der Deut¬ 
scher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
.ist, darf nicht davon abhängig gemacht werden, in 
welchem Land der Bundesrepublik Deutschland der 
Geburtsort oder der Wohnsitz des Studienbewer¬ 
bers oder seiner Angehörigen liegt oder in welchem 
Land der Bundesrepublik Deutschland der Studien¬ 
bewerber die Qualifikation für das Hochschulstu¬ 
dium erworben hat; § 32 Abs. 3 Nr. 1 Satz 5 bis 7, 
Nr. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz und § 33 Abs. 2 Satz 1 
zweiter Halbsatz bleiben unberührt, 

3. Kapitel 

Mitglieder der Hochschule 
1. Abschnitt 

Mitgliedschaft und Mitwirkung 
§ 36 • 

Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder der Hochschule sind die an der 
Hochschule hauptberuflich tätigen Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes und die eingeschriebenen Stu¬ 
denten, 

(2) Die Rechte und Pflichten von Mitgliedern der 
Hochschule haben auch Personen, die, ohne Mitglie¬ 
der nach Absatz 1 zu sein, in der Hochschule mit Zu¬ 
stimmung des zuständigen Organs der Hochschule 
hauptberuflich, tätig sind. 

(3) Die Stellung der hauptberuflich, jedoch nur 
vorübergehend oder gastweise sowie der neben¬ 
beruflich an der Hochschule Tätigen, der Lehrbeauf¬ 
tragten, der Ehrenbürger und Ehrensenatoren wird 
durch Landesrecht geregelt, 

(4) Alle Mitglieder und die ihnen gleichgestellten 
Personen haben sich, unbeschadet weitergehender 
Verpflichtungen aus einem Dienst- oder Arbeits¬ 
verhältnis, so zu verhalten, daß die Hochschulen 
und ihre Organe ihre Aufgaben erfüllen können und 
niemand gehindert wird, seine Rechte und Pflichten 
an den Hochschulen wahrzunehmen. Verletzen Mit¬ 
glieder der Hochschule oder ihnen gleichgestellte 
Personen die ihnen nach Satz 1 obliegende Pflicht, 
so richten sich die zu treffenden Maßnahmen nach 
Landesrecht. Ein Widerruf der Einschreibung ist nur 
unter den Voraussetzungen des § 28 Abs. 1 zulässig. 
§ 28 Abs. 3 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 
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§ 37 

Allgemeine Grundsätze der Mitwirkung 

(!) Die Mitwirkung an der Selbstverwaltung der 
1 .lorlisch ule ist Rec ht, und Pfl icht der Mitglieder nach 
§ 36 Abs. 1 und 2. Die Übernahme einer Funktion in 
der Selbstverwaltung kann nur abgelehnt werden, 
wenn wichtige Gründe dafür vorliegen. 

fi) Die Mitglieder eines Gremiums werden, so¬ 
weit sie dem Gremium nicht kraft Amtes angehören, 
für eine bestimmte Amtszeit bestellt oder gewählt; 
sie sind an Weisungen nicht gebunden. Sie haben 
durch ihre Mitwirkung dazu bei zu tragen, daß das 
Gremium seine Aufgaben wirksam erfüllen kann. 
Das Nähere über Rechte und Pflichten der Mitglie¬ 
der wird durch Landesrecht geregelt. 

( 3 ) Die riochscfiulmitg]jeder dürfen wegen ihrer 
Tätigkeit in der Selbstverwaltung nicht benachtei¬ 
lig 1 werden. 

§ 38 

Zusammensetzung und Stimmrecht 

fl) Art und Umfang der Mitwirkung sowie die 
zahlenmäßige Zusammensetzung der Kollegial¬ 
organe, Ausschüsse und sonstigen Gremien bestim¬ 
men sich nach deren Aufgaben sowie nach der 
Qualifikation,, Funktion, Verantwortung und Be¬ 
troffenheit der Mitglieder der Hochschule. Das Ver¬ 
hältnis der Stimmen, über die die Gruppen (Ab¬ 
satz 2) in den zentralen Ko11 egiaIOrganen und im 
Fachbereichsrat -verfügen, ist durch Gesetz zu re¬ 
geln. 

(2) Für die Vertretung in den Gremien bilden 
J, die Profcssoion, 

2. die Studenten, 

3 . die -wissenschaftlichen und künstlerischen Mit¬ 
arbeiter sowie die Hochschulassistenien, 

4. die sonstigen Mitarbeiter 

je eine Gruppe. Die Vertretung der übrigen Hocli- 
schulmitglieder regelt das Landesrecht. Das Landes¬ 
recht kann vorsehen, daß die Mitglieder nach Satz 1 
Nr. 3, wenn wegen ihrer geringen Zahl die Bildung 
einer eigenen Gruppe nicht gerechtfertigt ist, mit 
den Mitgliedern nach Salz 1 Nr. 4 eine gemeinsame 
Gruppe bilden. 

(3) In den zentralen Kollegialorganen, die für die 
in § 63 genannten Aufgaben zuständig sind, und im 
Fachbereichsrat müssen alle Mitgliedergruppen 
nach Maßgabe von Absatz 4 stimmberechtigt ver¬ 
treten sein; dies gilt nicht für Ausschüsse dieser 
Gremien. In allen Gremien mit Entscheidungsbefug¬ 
nissen in Angelegenheiten, die Forschung, künstle¬ 
rische Entwicklungsvorhaben, Lehre oder die Beru¬ 
fung von Professoren berühren, verfügen die Pro¬ 
fessoren über die absolute Mehrheit der Stimmen. 

(4) An Entscheidungen, die Forschung, künstle¬ 
rische Entwicklungsvorhaben, Lehre oder die Be¬ 
rufung von Professoren unmittelbar berühren, wir¬ 
ken, sofern sie dem Gremium angehören, die 
Professoren, der Leiter der Hochschule oder ein 
Mitglied des Leitungsgremiums, die Ilochschul- 
assistent.cn, die wissenschaftlichen und künstleri¬ 
schen Mitarbeiter, die Studenten sowie die nach 


§ 36 Abs. 2 und 3 gleichgestellten Personen stimm¬ 
berechtigt mit. Dem Gremium angehörende sonstige 
Hochschulmitglieder haben Stimmrecht in Ange¬ 
legenheiten der Forschung, soweit sie entspre¬ 
chende Funktionen in der Hochschule rwahr nehmen 
und über besondere Erfahrungen im Bereich der 
Forschung verfügen; entsprechendes gilt für ihre 
Mitwirkung in Angelegenheiten der Lehre und der 
künstlerischen Entwicklungsvorhaben. Soweit Mit¬ 
glieder des Gremiums nach Satz 2 kein Stimmrecht 
haben, wirken sie beratend mit. 

(5) Entscheidungen, die Forschung, künstlerische 
Entwicklungsvorhaben und die Berufung von Pro¬ 
fessoren unmittelbar berühren, bedürfen außer der 
Mehrheit des Gremiums auch der Mehrheit der dem 
Gremium angehörenden Professoren. Kommt danach 
ein Beschluß auch im zweiten Abstimmungsgang 
nicht zustande, so genügt für eine Entscheidung die 
Mehrheit der dem Gremium angehörenden Profes¬ 
soren. Bei Berufungsvorschlägen ist die Mehrheit 
des Gremiums berechtigt, ihren Vorschlag als wei¬ 
teren Berufungsvorschlag vorzulegen. 

§ 39 

Wahlen 

Die Vertreter der Mitgliedergruppen in den zen¬ 
tralen Kollegialorganen und im Fachbereichsrat 
werden in freier, gleicher und geheimer Wahl von 
den jeweiligen Mitgliedergruppen und in der Regel 
nach den Grundsätzen der personalisierten Verhält¬ 
niswahl gewählt. Durch die Regelung des Wahl Ver¬ 
fahrens und die Bestimmung des Zeitpunkts der 
Wahl sind die Voraussetzungen für eine möglichst 
hohe Wahlbeteiligung zu schaffen; bei unmittelba¬ 
ren Wahlen zu den zentralen Kollegialorganen und 
zum Fachbereichsrat ist allen Wahlberechtigten die 
Möglichkeit der Briefwahl zu geben. 

§ 40 

Öffentlichkeit 

(1) Das für den Erlaß der Grundordnung zustän¬ 
dige Kollegialorgan tagt öffentlich. Die übrigen Gre¬ 
mien tagen öffentlich, soweit das Landesrecht dies 
vorsieht. 

(2) Der Ausschluß der Öffentlichkeit wird durch 
Landesrecht geregelt. Personalangelegenheiten und 
Entscheidungen in Prüfungssachen werden in nicht 
öffentlicher Sitzung behandelt. Entscheidungen über 
Personalangelegenheiten erfolgen in geheimer Ab¬ 
stimmung. 

§ 41 

Studentenschaft 

(1) Das Landesrecht kann vorsehen, daß an den 
Hochschulen zur Wahrnehmung hochschulpoliti- 
scher, sozialer und kultureller Belange der Studen¬ 
ten sowie zur Pflege der überregionalen und inter¬ 
nationalen Studentenbeziehungen Studentenschaf¬ 
ten gebildet werden. 

(2) Wird eine Studentenschaft gebildet, so ver¬ 
waltet sie ihre Angelegenheiten im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen selbst. Sie kann von 
ihren Mitgliedern zur Erfüllung ihrer Aufgaben Bei- 
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trage erheben. Die Haushalts- und Wirtschaftsfüh¬ 
rung der Studentenschaft wird vom Landesrech¬ 
nungshof geprüft. Die Studentenschaft untersteht 
der Rechtsaufsicht der Leitung der Hochschule und 
der zuständigen Landesbehörde. 

(3) Für die Wahlen zu den Organen der Studen¬ 
tenschaft gilt § 39 entsprechend. Sie sollen nach 
Möglichkeit gleichzeitig mit den Wahlen zu den 
Organen der Hochschulselbstverwaltung durchge¬ 
führt werden. 

(4) Für die Mitwirkung in den Organen der Stu¬ 
dentenschaft gilt § 37 Abs. 2 entsprechend. 

2. Abschnitt 

Wissenschaftliches und künstlerisches Personal, 
Tutoren 

§ 42 

Hauptberufliches wissenschaftliches und 
künstlerisches Personal 

Das hauptberuflich tätige wissenschaftliche und 
künstlerische Personal der Hochschule besteht aus 
den Professoren (§ 43), den Hochschulassistenten 
(§ 47), den wissenschaftlichen und künstlerischen 
Mitarbeitern (§ 53) sowie den Lehrkräften für be¬ 
sondere Aufgaben (§ 56). 

§ 43 

Dienstliche Aufgaben der Professoren 

(1) Die Professoren nehmen die ihrer Hochschule 
jeweils obliegenden Aufgaben in Wissenschaft und 
Kunst, Forschung und Lehre in ihren Fächern nach 
näherer Ausgestaltung ihres Dienstverhältnisses 
selbständig wahr. Zu ihren hauptberuflichen Auf¬ 
gaben gehört es auch, sich an Aufgaben der Studien¬ 
reform und Studienberatung zu beteiligen, an der 
Verwaltung der Hochschule mitzuwirken, Prüfun¬ 
gen abzunehmen und Aufgaben nach § 2 Abs. 8 
wahrzunehmen, 

(2) Die Professoren sind im Rahmen der für ihr 
Dienstverhältnis geltenden Regelungen verpflichtet, 
Lehrveranstaltungen ihrer Fächer in allen Studien¬ 
gängen abzuhalten. Sie haben im Rahmen der für 
ihr Dienstverhältnis geltenden Regelungen die zur 
Sicherstellung des Lehrangebots gefaßten Beschlüsse 
der Hochschulorgane (§ 12 Abs. 2) zu verwirklichen. 

(3) Art und Umfang der von dem einzelnen Pro¬ 
fessor wahrzunehmenden Aufgaben richten sich un¬ 
ter Beachtung der Absätze 1 und 2 nach der Ausge¬ 
staltung seines Dienstverhältnisses und der Funk¬ 
tionsbeschreibung seiner Stelle. Die Festlegung muß 
unter dem Vorbehalt einer Überprüfung in ange¬ 
messenen Abständen stehen. 

§ 44 

Einstellungsvoraussetzungen für Professoren 

(1) Einstellungsvoraussetzungen für Professoren 
sind neben den allgemeinen dienstrechtlichen Vor¬ 
aussetzungen mindestens 

1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 


2. pädagogische Eignung, die in der Regel durch 
Erfahrungen in der Lehre oder Ausbildung nach¬ 
gewiesen wird, 

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Ar¬ 
beit, die in der Regel durch die Qualität einer 
Promotion nachgewiesen wird, oder besondere 
Befähigung zu künstlerischer Arbeit 

und 

4. darüber hinaus je nach den Anforderungen der 
Stelle 

a) zusätzliche wissenschaftliche Leistungen, die 
durch eine Habilitation oder durch gleichwer¬ 
tige wissenschaftliche Leistungen, auch in 
einer Tätigkeit außerhalb des Hochschulbe¬ 
reichs, nachgewiesen worden sind, oder zu¬ 
sätzliche künstlerische Leistungen 

oder 

b) besondere Leistungen bei der Anwendung 
oder Entwicklung wissenschaftlicher Erkennt¬ 
nisse und Methoden in einer mindestens fünf¬ 
jährigen beruflichen Praxis, von der minde¬ 
stens drei Jahre außerhalb des Hochschul¬ 
bereichs ausgeübt worden sein müssen. 

(2) Soweit es der Eigenart des Faches und den 
Anforderungen der Stelle entspricht, kann abwei¬ 
chend von Absatz 1 Nr. 1 bis 4 als Professor auch 
eingestellt werden, wer hervorragende fachbezo¬ 
gene Leistungen in der Praxis und pädagogische 
Eignung nachweist. 

(3) Professoren mit ärztlichen, zahnärztlichen 
oder tierärztlichen Aufgaben müssen zusätzlich die 
Anerkennung als Facharzt, Fachzahnarzt oder Fach¬ 
tierarzt nachweisen, soweit für das betreffende Fach¬ 
gebiet nach Landesrecht eine entsprechende Weiter¬ 
bildung vorgesehen ist. 

§ 45 

Berufung von Professoren 

(1) Die Stellen für Professoren sind öffentlich 
auszuschreiben. Die Ausschreibung muß Art und 
Umfang der zu erfüllenden Aufgaben beschreiben. 

(2) Die Professoren werden auf Vorschlag der 
Hochschule von der nach Landesrecht zuständigen 
Stelle berufen. Bei der Berufung von Professoren 
können die Mitglieder der eigenen Hochschule nur 
in begründeten Ausnahmefällen berücksichtigt wer¬ 
den. Durch Landesrecht sind die Voraussetzungen 
für eine Berufung außerhalb einer Vorschlagsliste 
zu regeln. 

(3) Die Berufung von Nichtbewerbern ist in Aus¬ 
nahmefällen zulässig. 

(4) Professoren dürfen Zusagen über die Ausstat¬ 
tung des vorgesehenen Aufgabenbereichs nur im 
Rahmen bereits vor der Ausschreibung geltender 
Ausstattungspläne erteilt werden. 

(5) Wird Personen übergangsweise bis zur end¬ 
gültigen Besetzung einer Professorenstelle die 
Wahrnehmung der Aufgaben eines Professors über¬ 
tragen, so sind die Absätze 1 bis 3 nicht anzuwen¬ 
den. 
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§ 46 

Dienstrerhllirlic Stellung der Professoren 

Die Prolossoren werden, soweit sie in das Be¬ 
amten Verhältnis berufen werden, zu Beamten auf 
Lebensziel, oder auf Zeit ernannt; durch Gesetz kann 
beslimml werden, daß eine Probezeit zurückzulegen 
ist. 

§ 47 

Hoch sch u 1 cissist e n t en 

fl) Der 1 Joehscbidussistenl hat die Aufgabe, in 
Forschung und Lehre die für eine Habilitation er- 
f o ieior) i dien oder glei eh werläge w issenschaftliche 
Leistungen zu erbringen, ihm obliegen auch wissen- 
schaftliche Dienstleistungen, zu denen im Bereich 
der klinischen Medizin auch Tätigkeiten in der 
K rankonversorgun <) gohör(* n. 

(2) Der ITochschulassistent ist einem Fachbereich 
zu geordnet; dieser beauftragt im Einvernehmen der 
Beteiligten einen Professor mH der wissenschaft¬ 
lichen Betreuung. 

(3) Der ITochschulassistent ist in der Forschung 
nach eigener Entscheidung tätig; hierfür steht ihm 
nach näherer Bestimmung des Landesrechts ein an¬ 
gemessener Anteil seiner Arbeitszeit zur Verfügung. 
Er hat Lehrveranstaltungen durchzuführen und 
Dienstleistungen zu erbringen. Sofern er nach der 
Beurteilung des zuständigen Gremiums die entspre¬ 
chende Qualifikation hat, führt er die Lehrver¬ 
anstaltungen selbständig durch; dabei werden Ge¬ 
genstand und Art der Lehrveranstaltung im Rah¬ 
men des erforderlichen Lehrangebots (§ 12) von ihm 
nach eigener Wahl bestimmt. 

(4) Voraussetzung für die Einstellung als Hoch¬ 
schulassistent ist neben den allgemeinen dienst- 
rechtlichen Voraussetzungen die Qualität einer 
.Promotion oder der Nachweis gleichwertiger wis¬ 
senschaftlicher oder berufspraktischer Leistungen. 
Für ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Auf¬ 
gaben muß zusätzlich zu Salz 1 eine fachspezifische 
Tätigkeit von mindestens dreijähriger Dauer nach 
Erhalt der Approbation, Bestallung oder Erlaubnis 
zur Berufsausühung nachgewitvsen werden. 

(5) Die Zahl der Stollen in den einzelnen Fächern 
ist so zu bemessen, daß für die qualifizierten IJoch¬ 
schulassistenten eine angemessene Chance für die 
Berufung zum Professor gewährleistet ist. Die Habi¬ 
litation oder die entsprechenden wissenschaftlichen 
Leistungen begründen keinen Anspruch auf die 
Übertragung einer Stelle. 

(6) Für die Förderung des künstlerischen Nach¬ 
wuchses gelten die vorstehenden Vorschriften ent¬ 
sprechend. 

§ 48 

Dienstrechtliche Stellung der Hochschulassistenten 

(1) Die Hochschulassistenten werden für die 
Dauer von drei Jahren zu Beamten auf Zeit ernannt. 
Das Dienstverhältnis so 11 mit Zustimmung des Be¬ 
amten spätestens vier Monate vor seinem Ablauf 
um weitere drei Jahre verlange}t werden, wenn das 
Verbogen der pädagogischen Eignung und zusätz¬ 
licher Wissenschaft lieber Leistungen nach. § 44 


Abs. 1 Nr. 4 Buchst, a festgestellt ist oder nach der 
Beurteilung des zuständigen Gremiums zu erwarten 
ist, daß in dieser Zeit noch fehlende Voraussetzun¬ 
gen für die Berufung zum Professor nachgewiesen 
werden. Eine weitere Verlängerung ist in den Fällen 
des § 48 a des Beamtenrechtsrahmengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 1025), zuletzt geändert durch 
das Haushaltsstrukturgesetz vom 18. Dezember 1975 
(Bundesgesetzbl. I S. 3091), bis zu zwei Jahren zu¬ 
lässig. Eine weitere Verlängerung oder eine erneute 
Einstellung als Hochschulassistent ist unzulässig. 
Ein Eintritt in den Ruhestand mit Ablauf der Dienst¬ 
zeit ist ausgeschlossen. 

(2) Für die Hochschulassistenten beträgt das 
Übergangsgeld für je ein Jahr Dienstzeit das Ein¬ 
fache der Dienstbezüge des letzten Monats. 

(3) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 
gelten für die Hochschulassistenten die Vorschriften 
für Beamte auf Lebenszeit entsprechend. 

(4) Für die Hochschulassistenten kann auch ein 
Angestelltenverhältnis begründet werden, ln diesem 
Falle gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

§ 49 

Anwendung der Vorschriften 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Auf beamtete Professoren und Hochschulassisten¬ 
ten finden die für Beamte allgemein geltenden Vor¬ 
schriften des Beamtenrechtsrahmengesetzes Anwen¬ 
dung, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

§ 50 

Dienstrechtliche Sonderregelungen für beamtete 
Professoren und Hochschulassistenten 

(1) Die Vorschriften des Beamtenrechtsrahmen¬ 
gesetzes über die Laufbahnen und den einstweiligen 
Ruhestand sind auf Professoren und Hochschul¬ 
assistenten nicht anzuwenden. Die Vorschriften 
über die Probezeit gellen nur im Falle des § 46 
zweiter Halbsatz. Die Vorschriften des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes über die Arbeitszeit mit Aus¬ 
nahme des § 48 a sind auf Professoren nicht anzu¬ 
wenden; erfordert jedoch der Aufgabenbereich einer 
Hochschuleinrichtung eine regelmäßige oder plan¬ 
mäßige Anwesenheit, können für bestimmte Be¬ 
amtengruppen diese Vorschriften für anwendbar 
erklärt werden; die Vorschriften über den Verlust 
der Bezüge wegen nicht genehmigten schuldhaften 
Fernbleibens vom Dienst sind anzuwenden. 

(2) Beamtete Professoren können nur mit ihrer 
Zustimmung abgeordnet oder versetzt werden. Ab¬ 
ordnung und Versetzung in ein gleichwertiges Amt 
an einer anderen Hochschule sind auch ohne Zu¬ 
stimmung des Professors zulässig, wenn die Hoch¬ 
schule oder die Hochschuleinrichlung, an der er 
tätig ist, aufgelöst oder mit einer anderen Hoch¬ 
schule zusammengeschlossen wird, oder wenn die 
Studien- oder Fachrichtung, in der er tätig ist, ganz 
oder teilweise aufgegeben oder an eine andere 
Hochschule verlegt wird; in diesen Fällen beschränkt 
sich eine Mitwirkung der auf nehmenden Hoch- 
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schule oder 1 lochschLuleinnch!ung bei der Einstel¬ 
lung von Professoren auf eine Anhörung. 

§ 51 

Ruhegehallfähige Dienstzeit 

(1) Für beamtete Professoren und Hochschul- 
assislenlen gilt auch die zur Vorbereitung für die 
Promotion benötigte Zeit bis zu zwei Jahren als 
r u begeh alt fähig. 

(2) Die nach erfolgreichem Abschluß eines Hoch¬ 
schulstudiums vor der Ernennung zum Professor 
oder I: lochschul assistenlen liegende Zeit einer 
hauptberuflichen Tätigkeit, in der besondere Fach¬ 
kenntnisse erworben wurden, die für die Wahrneh¬ 
mung des Amtes förderlich sind, soll im Falle des 
§ 44 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b als ruhegehaltfähig 
berücksichtigt werden; im übrigen kann sie als 
r uh ege h a 11 f äh ig be r ücks i c hl i g 1 werde n. 

§ 52 

Nebentätigkeü der Professoren 

Wissenschaf fl i che oder künstlerische Nebentätig- 
keiten, die entgeltlich ausgeübt werden, sind nach 
näherer Bestimmung des Landes rechts der zuständi¬ 
gen Dienstbehörde anzuzeigen, unabhängig davon, 
ob sie einer Genehmigung bedürfen oder nicht (§ 42 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Beamtenrechtsrahmengeset- 
zes). Gleiches gilt für die mit Lehr- oder Forschungs¬ 
aufgaben zusammenhängenden selbständigen Gut.- 
achtertäligkeiten (§ 42 Abs, 2 Satz 1 Nr. 3 des Be- 
amtenrechtsrahmengeselzes). 

§ 53 

Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter 

(1) Wissenschaftliche Mitarbeiter sind die den 
Fachbereichen, den wjssenschaftlichen Einrichtun¬ 
gen oder den Belriebseinheiten zugeordneten Be¬ 
amten und Angestellten, denen wissenschaftliche 
Dienstleistungen obliegen. Zu den wissenschaft¬ 
lichen Dienstleistungen gehört es auch, den Studen¬ 
ten Fachwissen und praktische Fertigkeiten zu 
vermitteln und sie in der Anwendung wissen¬ 
schaftlicher Methoden zu unterweisen, soweit dies 
zur Gewährleistung des erforderlichen Lehrangebots 
notwendig ist. Im Bereich der klinischen Medizin 
gehören zu den wissenschaftlichen Dienstleistungen 
auch Tätigkeiten in der Krankenversorgung. 

(2) Ein stell ungs 1 Voraussetzung für wissenschaft¬ 
liche Mitarbeiter ist neben den allgemeinen dienst¬ 
rechtlichen Voraussetzungen in der Regel ein abge¬ 
schlossenes Hochschulstudium. 

(3) Absatz 1 gilt für künstlerische Mitarbeiter 
entsprechend. 

§ 54 

Personal mit ärztlichen Aufgaben 

Hauptberuflich an der Hochschule tätige Per¬ 
sonen mit ärztlichen, zahnärztlichen oder tierärzt¬ 
lichen Aufgaben, die nicht Professor oder Hoch- 
schulassistcnt sind, sind in der Regel dienst- und 
mitgliedschaftsrechllich den wissenschafLlichen Mit¬ 
arbeit ern gleichgeste 111. 


§ 55 

Lehrbeauftragte 

Zur Ergänzung des Lehrangebots können Lehrauf¬ 
träge erteilt werden. Die Lehrbeauftragten nehmen 
die ihnen übertragenen Lehraufgaben selbständig 
wahr. Ein Lehrauftrag ist zu vergüten; dies gilt 
nicht,, wenn die durch den Lehrauftrag entstehende 
Belastung bei der Bemessung der Dienstaufgaben 
eines hauptberuflich im öffentlichen Dienst Tätigen 
entsprechend berücksichtigt wird. 

§ 56 

Lehrkräfte für besondere Aufgaben 

Soweit überwiegend eine Vermittlung praktischer 
Fertigkeiten und Kenntnisse erforderlich ist, die 
nicht die Einslellimgs Voraussetzungen für Profes¬ 
soren erfordert, kann diese hauptberuflich tätigen 
Lehrkräften für besondere Aufgaben übertragen 
werden. 

§ 57 
Tutoren 

Das Landesrecht kann Tutoren vorsehen. Sie 
haben die Aufgabe, im Rahmen der Studienordnun- 
gen Studenten und studentische Arbeitsgruppen in 
ihrem Studium zu unterstützen. Sie sind einem 
Fachbereich zugeordnet und stehen unter der fach¬ 
lichen Verantwortung eines Professors oder Hoch¬ 
schulassistenten, Die Bestellung erfolgt im Einver¬ 
nehmen mit dem Professor oder Hochschulassisten¬ 
ten. 

4. Kapitel 

Organisation und Verwaltung der Hochschule 

1, Abschnitt 

Selbstverwaltung und Staatsverwaltung 

§ 58 

Rechtsstellung der Hoch schule 

(1) Die Hochschulen sind Körperschaften des öf¬ 
fentlichen Rechts und zugleich staatliche Einrichtun¬ 
gen. Sie haben das Recht der Selbstverwaltung im 
Rahmen der Gesetze. 

(2) Die Hochschulen geben sich Grundordnungen, 
die der Genehmigung des Landes bedürfen. Die Vor¬ 
aussetzungen für eine Versagung der Genehmigung 
sind gesetzlich zu regeln. 

(3) Die Hochschule erfüllt ihre Aufgaben, auch so¬ 
weit es sich um staatliche Angelegenheiten handelt, 
durch eine Einheitsverwaltung. 

§ 59 

Aufsicht 

(1.) Das Land übt die Recht saufsicht aus. Die Mit¬ 
tel der Rechts auf sicht werden durch Gesetz be¬ 
stimmt, 

(2) Soweit, die Hochschulen staatliche Aufgaben 
wahrnehmen, insbesondere in der Personalverwal- 
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lang, dar WirLschaHsvorwaKuny, der Haushalts- 
und Finanz Verwaltung sowie in der Kranken Versor¬ 
gung, isi eint? w nitergehen dt? Aufsicht vorzu sehen. 
Das gleiche gib, so w tut die Hoch schulen Aufgaben 
bei der' Ermilthmg der Ausbildungskapazität und 
der Festsetzung von Ziilassnnrjszahlon wah r nehmen. 

§ 66 

Zusammenwirken von Land und Hochschule 

Ein Zusammen wi rkt :r> von Land und Hochschule 
i s I. v or ci 11 1 :rn f i i r fo I g e n d c: A n g e I eg c n h e i I e n g esetz- 
Jich zu regeln: 

1. Ordnung des Studiums und der Hoch sch ul Prü¬ 
fungen; 

2. Errichtung, Änderung und Au Eichung von Fach¬ 
here i e ben, SI. u d i t \ \ he re i ch e n, w i ssen schaftl i eb en 
E in r i <: h tun g e n, Bet i i e bse i * > he»f e n u n d g eine i n- 
samen Kommissionen; 

3 . i 1och seh u IpIa mu \ g; 

4. Aufstellung des Wahl voi schlags der Hochschule 
gemäß § 62 Alis. 3. 

2. Abschnitt 
Organisation 

§ 6t 

Allgemeine Organisaiionsgrundsätze 

(1) Entscheidungsbefugnisse haben zentrale Or¬ 
gane und Organe dei Fadibeieiche. Für Hochschulen 
mit Einrichtungen an verschiedenen Orten kann das 
Landesrecht außerdem besondere örtliche Organe 
mit Entscheidungsbefugnissen versehen, wenn dies 
im Hinblick auf die Große und die räumliche Entfer¬ 
nung der Einrichtungen geboten erscheint. Andere 
Org an i sati on se i n h ei ton h a hon En ! sc hei dungsbef og- 
nisse, soweit dies nach diesem Gesetz zugelassen 
oder bestimmt ist. 

(2) Kollegialorgane sollen ihre Beratungen und 
Entscheidungen auf Angelegenheiten von grund¬ 
sätzlicher Bedeutung beschränken. Soweit es die Art 
den: Angelegenheiten zuläßl, sollen sie nach näherer 
Bestimmung des Landesrechtes dem Vorsitzenden 
des Gremiums zur Erledigung zöge wiesen, werden. 

(3) Das Landesrecht trifft Regelungen für die Ent- 
sc heidung n n au fsc hi ei >ba rer A n ged egenheiten. 

§ 62 

Leitung der Hochschule 

(J) Die Hochschule hat einen gewählten haupt¬ 
beruflichen Leiter mit mindestens vierjähriger Amts¬ 
zeit; er leitet die Hochschule in eigener Zuständig¬ 
keit, wahrt ihre Ordnung und übt das Hausrecht 
aus, soweit nicht eine andere Zuständigkeit begrün¬ 
det ist. Er legt jährlich Rechenschaft über die Erfül¬ 
lung der Aufgaben der Hochschule ab. 

(2) An die Stelle des Leiters der Hochschule kann 
ein gewähltes Leitungsgremium mit mindestens 
einem hauptberuflichen Mitglied treten; der leitende 
Verwaltungsbeamte soll dem Leitungsgremium kraft 


Amtes angehören. Die für die Kollegialorgane und 
sonstigen Gremien geltenden Vorschriften dieses 
Gesetzes sind auf das Leitungsgremium nicht anzu¬ 
wenden. 

(3) Der Leiter oder die zu wählenden Mitglieder 
des Leitungsgremiums der Hochschule werden auf 
Grund eines Wahlvorschlags der Hochschule von 
einem zentralen Kollegialorgan auf Zeit gewählt 
und von der nach Landesrecht zuständigen Stelle 
bestellt. Eine Ahwahl ist ausgeschlossen. 

(4) Zum hauptberuflichen Leiter oder zu einem 
hauptberuflichen Mitglied eines Leitungsgremiums 
der Hochschule kann bestellt werden, wer eine ab¬ 
geschlossene Hochschulausbildung besitzt und auf 
Grund einer mehrjährigen verantwortlichen beruf¬ 
lichen Tätigkeit, insbesondere in Wissenschaft, 
Wirtschaft, Verwaltung oder Rechtspflege, erwar¬ 
ten läßt, daß er den Aufgaben des Amtes gewachsen 
ist. 

(5) Für Hochschulen, deren Größe eine haupt¬ 
berufliche Leitung nicht erfordert, kann das Land 
Ausnahmen vor sehen. 

§ 63 

Aufgaben zentraler Kollegialorgane 

(1) Für die Beschlußfassung über die Grundord¬ 
nung und die Wahl der Leitung der Hochschule ist 
ein zentrales Kollegialorgan zu bilden. Diesem Or¬ 
gan kann auch die Beschlußfassung in weiteren An¬ 
gelegenheiten zugewiesen werden, die Forschung, 
künstlerische Entwicklungsvorhaben, Lehre und die 
Berufung von Professoren nicht unmittelbar berüh¬ 
ren. 

(2) Ein weiteres zentrales Kollegialorgan ist ins¬ 
besondere für folgende Aufgaben zu bilden: 

1. Beschlußfassung über den Hochschulentwick¬ 
lungsplan und die Ausstattungspläne; 

2. Beschlußfassung im Zusammenhang mit der Auf¬ 
stellung des Haushaltsvoranschlags; 

3. Beschlußfassung im Zusammenhang mit der Fest¬ 
setzung von Zulassungszahlen; 

4. Beschlußfassung im Zusammenhang mit der Er¬ 
richtung, Änderung und Aufhebung von Fach¬ 
bereichen, Studienbereichen, wissenschaftlichen 
Einrichtungen, Betriebseinheiten und gemein¬ 
samen Kommissionen; 

5. Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung 
in Fragen der Forschung und der Förderung des 
wissenschaftlichen und künstlerischen Nach¬ 
wuchses; 

6. Beschlußfassung über oder Stellungnahme zu 
Ordnungen für Hoclhsebulprüfungen? 

7. Beschlußfassung über oder Stellungnahme zu 
Vorschlägen für die Berufung von Professoren. 

(3) Die in Absatz 2 genannten Aufgaben können 
auch mehreren zentralen Kollegialorganen zugewie¬ 
sen werden. Für Hochschulen, deren Größe die Bil¬ 
dung mehrerer zentraler Kollegialorgane nicht er¬ 
fordert, kann das Landesrecht die Wahrnehmung 
der in den Absätzen 1 und 2 genannten Aufgaben 
durch ein zentrales Kollegialorgan vorsehen. Zen- 
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I.iaJe KoJJegidlotgane sind auch «he narb § 61 Abs, 1 
Salz 2 gebildeten besonderen örtlichen Kollegial¬ 
organe. 

§ 64 

rach bereich 

(1) Der Faclibereich ist die organisatorische 
Grundeinheit der Hochschule; er erfüllt unbescha¬ 
det der Gesainlverantwortiing der Hochschule und 
der Zuständigkeiten der zentralen Hochschulorgane 
für sein Gebiet die Aufgaben der Hochschule. Er 
trägt im Rahmen der Ausslailungspläno dafür Sorge, 
daß seine Angehörigen, seine wissenschaftlichen 
Einrichtungen und seine ßolriebsrmheiten die ihnen 
obliegenden Aufgaben erfüllen körnten, 

(2) Organe des Fachbereichs sind der Fachbe- 
j eichsral und der Fachlxrreichssprecher. 

(3) Der Fachbereiehsrat ist zuständig in allen For¬ 
schung und Leh re bei reff enden A ngelegenheiten des 
Fachbereichs, für die nicht die Zuständigkeit des 
Fach bereichsspreche rs !andes rechtlich bestimm t ist. 

(4) Der Fachbereichssprecher ist Vorsitzender des 
Fachbereichsrats. Der Fachbereichssprecher voll¬ 
zieht die Beschlüsse des Fachbereichsrats und führt 
die Geschäfte des Fachbereichs in eigener Zustän¬ 
digkeit. Er entscheidet nach Maßgabe der Ausstat- 
tungspiäne über die Verwendung der wissenschaft¬ 
lichen, künstlerischen und sonstigen Mitarbeiter des 
Fachbereichs, soweit diese nicht einer wissenschaft¬ 
lichen Einrichtung oder einer Betriebseinheit des 
Fa chbere i ch s zu gew i esen sind. 

(5) Zum Fa chberei chssprec her ist vom Fachbe¬ 
reichsrat ein ihm an gehören der Professor zu wählen, j 

(6) Für Hochschulen, deren Größe und Aufgaben- | 
Stellung die Bildung von Fachbeieichen nicht erfor¬ 
dert, kann das Land Ausnahmen vor sehen. 

§ 65 

Gemeinsame Kommissionen, Studieahereicfte 

(1) Für Aufgaben, die eine Zusammenarbeit meh¬ 
re rer Fachbore i che e rfordein, kennen nach näherer 
Maßg a be des La n desr echt s gcm ei nsam e Komm i s- 
sionen gebiIdol werden. EnIschcidungsbcfugnissc 
haben gemeinsame Kommissionen nur, wenn diese 
ihnen durch Landesrecht zu gewiesen oder auf 
Grund von Landesrecht übertragen worden sind. 

(2) Zur Entwicklung und Reform von Studien¬ 
gängen, die Fächer aus mehreren Fachbereichen 
einbeziehen, sowie zur Planung und Sicherstellung 
eines abgestimmten Lehrangebotes für derartige 
Studiengänge können durch Landesrecht besondere 
Organisationseinheiten eingerichtet und ihnen Be¬ 
fugnisse der beteiligten Fachbereiche übertragen 
werden (Stud i enbereiche). 

§ 66 

Wissenschaftliche Einrichtimgen 
und Betriebseinheilen 

(1) Unter der Verantwortung eines oder mehrerer 
Fachbereiche können wissenschaftliche Einrichtun¬ 
gen und Betriebseinheiten gebildet werden, soweit 


und solange für die Durchführung einer Aufgabe in 
größerem Umfang Personal und Sachmittel des 
Fachbereichs ständig bereitgestellt werden müssen. 
Sie entscheiden über die Verwendung der wissen¬ 
schaftlichen, künstlerischen und sonstigen Mitarbei¬ 
ter und der Sachmittel, die ihnen zugewiesen sind. 
Das Landesrecht oder nach Maßgabe des Landes¬ 
rechts zuständige Organe können ihnen weitere Ent¬ 
scheidungsbefugnisse übertragen. 

(2) Wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebs¬ 
einheiten können auch außerhalb eines Fachbe¬ 
reichs bestehen oder eingerichtet werden, soweit 
dies mit Rücksicht auf die Aufgabe, Größe oder 
Ausstattung zweckmäßig ist (zentrale Einrichtun¬ 
gen). Sie stehen unter der Verantwortung der Lei¬ 
tung der Hochschule oder eines zentralen Kollegial¬ 
organs. 

(3) Wissen schal Ui che Einrichtungen sollen in der 
Regel durch eine kollegiale, eine befristete oder 
eine kollegiale und befristete Leitung verwaltet 
werden. 

(4) Medizinische Einrichtungen sind Betriebsein¬ 
heiten gemäß Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2. Für 
medizinische Einrichtungen, die die Verantwor¬ 
tungsbereiche mehrerer weisungsfreier Ärzte um¬ 
fassen, gilt Absatz 3 entsprechend. Im übrigen kann 
die Organisation und die Verwaltung medizinischer 
Einrichtungen abweichend von den Vorschriften 
dieses Gesetzes geregelt werden, soweit Belange der 
Krankenversorgung dies erfordern. 

3. Abschnitt 
Hochschulplcinung 

§ 67 

Hochschulentwicklungsplan, Ausstattungspläne 

(!) Jede Hochschule stellt einen mehrjährigen 
Hochschulentwicklungsplan auf und schreibt ihn 
fort. Er stellt die Aufgaben und die vorgesehene 
Entwicklung der Organisationseinheiten der Hoch¬ 
schule für Forschung und Lehre, Dienstleistung und 
Verwaltung dar. Er bezeichnet die Schwerpunkte 
der Forschung sowie die in den einzelnen Studien¬ 
gängen vorhandene und angestrebte Ausbildungs¬ 
kapazität. Die Hochschulentwicklungspläne sind 
Unterlagen für die Aufstellung und Fortschreibung 
des Hochschulgesamtplans (§ 68) und für die Fest¬ 
setzung von Zulassungszahlen (§§ 29, 30). Vom 
Hochschulgesamtplan abweichende Vorschläge der 
Hochschule sind kenntlich zu machen. 

(2) Unter Berücksichtigung des Hochschulent¬ 
wicklungsplans stellt die Hochschule für ihre Orga¬ 
nisationseinheiten unter deren Mitwirkung Ausstat- 
tungspläne auf und schreibt sie fort. 

§ 68 

Hochschulgesamtplan 

Das Land stellt unter Beachtung der in § 4 genann- 
j ten Ziele nach gemeinsamer Beratung mit den Hoch¬ 
schulen des Landes und in Abstimmung mit der 
) mehrjährigen Finanzplanung einen mehrjährigen 
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Hoch schul .gesamt plan, auf und. schreibt ihn fort. Der 
Hochscluitgesamtplan stellt für das Hochschulwesen 
des Landes und für jede Hochschule den gegenwär¬ 
tigen Aushaus fand und die vorgesehene Entwick¬ 
lung dar. 

§ 69 

Gemeinsame Grundsätze der Planung 

(1) Bei der Aufstellung und Fortschreibung der 
Hochsc hu 1 ent w i cklungsp 1 a ne und des Hochschul- 
gesamtplans des Landes sind der gemeinsame Rah¬ 
me npl an nach § 5 des Hochschulbauförderungsgeset¬ 
zes sowie die Grundsätze für die Ermittlung und 
Festsetzung von Ausbildungskapazitäten {§ 29) zu 
berücksichtigen. Ferner sind die Erfordernisse der 
Raumordnung und der Landesplanung zu beachten, 

(2) Für 11 oc 1 1 sei i u 1 e n 1 w i c kl u n g sp I a ne und Aus s tat - 
timgspläno legt das Land allgemeine Grundsätze, 
Richtwerte und Muster fest. Die Ausstattungspläne 
müssen so gegliedert sein, daß sie eine Ermittlung 
der in den einzelnen Studiengangen entstehenden 
Kosten sowie einen Kostenvergleich zwischen den 
11 ochs c hui en erm ög 1 i (1 io n. 


5. Kapitel 

Staatliche Anerkennung 

§ 70 

Anerkennung von Einrichtungen 

(1) Einrichtungen des Bildungs wesens, die nach 
Landesrecht nicht staatliche Hochschulen sind, kön¬ 
nen nach näherer Bestimmung des Landesrechts die 
Eigenschaft einer staatlich anerkannten Hochschule 
erhalten, wenn gewährleistet ist, daß 

1. das Studium an dem in § 7 genannten Ziel aus¬ 
gerichtet ist, 

2. eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden 
oder aufeinander folgenden Studiengängen an 
der Einrichtung allein oder im Verbund mit ande¬ 
ren Einrichtungen des Bildungs wesens vorhan¬ 
den oder im Rahmen einer Ausbauplanung vor¬ 
gesehen ist; dies gilt nicht, wenn innerhalb einer 
Fachrichtung die Einrichtung einer Mehrzahl von 
Studiengängen durch die wissenschaftliche Ent¬ 
wicklung oder das entsprechende berufliche Tä¬ 
tigkeitsfeld nicht na he ge legt wird, 

3. die Studienbewerber die Voraussetzungen für die 
Aufnahme in eine entsprechende staatliche Hoch¬ 
schule erfüllen, 

4. die hauptberuflich Lehrenden die Einstellungs¬ 
voraussetzungen erfüllen, die für entsprechende 
Tätigkeiten an staatlic:hen I Iochschulen gefordert 
werden 

und 

5. die Angehörigen der Einrichtung an der Gestal¬ 
tung des Studiums in sinngemäßer Anwendung 
der Grundsätze dieses Gesetzes mit wirken. 


(2) Für kirchliche Einrichtungen können nach 
näherer Bestimmung des Landesrechts Ausnahmen 
von einzelnen der in Absatz 1 genannten Vorausset¬ 
zungen zugelassen werden, wenn gewährleistet ist, 
daß das Studium einem Studium an einer staatlichen 
Hochschule gleichwertig ist. 

(3) Eine staatlich anerkannte Hochschule kann 
nach näherer Bestimmung des Landesrechts Hoch¬ 
schulprüfungen abnehmen und Hochschulgrade ver¬ 
leihen. Das an einer staatlich anerkannten Hoch¬ 
schule abgeschlossene Studium ist ein abgeschlos¬ 
senes Hochschulstudium im Sinne dieses Gesetzes. 

(4) Die staatlich anerkannten Hochschulen eines 
Landes sollen an der gemeinsamen Beratung bei der 
Aufstellung des Hochschulgesamtplans nach § 68 
beteiligt werden. In die Studienreformkommissionen 
(§ 9) können Angehörige staatlich anerkannter 
Hochschulen berufen werden. Eine staatlich aner¬ 
kannte Hochschule ist auf Antrag in die zentrale 
Vergabe von Studienplätzen (§31) einzubeziehen, 

(5) Staatlich anerkannte Hochschulen können mit 
staatlichen Hochschulen Zusammenwirken; § 6 ist 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 71 

Anerkennung von Abschlüssen 

Während einer Übergangszeit von zehn Jahren 
nach dem Inkrafttreten des nach § 72 Abs. 1 erlasse¬ 
nen Gesetzes können Abschlüsse einer Ausbildung 
für den öffentlichen Dienst durch Anerkennung nach 
näherer Bestimmung des Landesrechts den ver¬ 
gleichbaren berufsbefähigenden Abschlüssen an 
staatlichen Hochschulen gleichgestellt werden, 
wenn sie eine Ausbildung an Einrichtungen voraus¬ 
setzen, die den Anforderungen des § 70 Abs. 1 Nr. 1, 
3 und 5 entsprechen. 

6» Kapitel. 

Anpassung des Landesrechts 

§ 72 

Anpassungsfristen 

(1) Innerhalb von drei Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes sind den Vorschriften der Kapitel I 
bis 5 entsprechende Landesgesetze zu erlassen; § 48 
Abs. 2 und § 51 gelten unmittelbar. 

(2) Die Länder sind verpflichtet, ihr Hochschul¬ 
zulassungsrecht zu einem übereinstimmenden Zeit¬ 
punkt entsprechend den Rahmenbestimmungen der 
§§ 29 bis 35 zu regeln; erstmals für Zulassungen 
zum Wintersemester 1977/1978, längstens jedoch bis 
zum Inkrafttreten des Landesrechts nach Halbsatz 1 
sind die Vorschriften des Artikels 8 Abs. 1, der Ar¬ 
tikel 9, 10, 11 und des Artikels 12 Abs. 1 Nr. 1, 2, 
5, 6, 7 und 8 des Staatsvertrages über die Vergabe 
von Studienplätzen vom 20. Oktober 1972 nach 
Maßgabe der entsprechenden Vorschriften dieses 
Gesetzes anzuwenden. Solange und soweit für die 
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A nwcii <1 iiihj d i 1 s besonderen Auswa hlver f a h r e n s 
(§ 33) Übergangsregtdimgeji er'lorderlieh worden, 
können von den Bestimmungen des § 33 Abs. 2 
und 3 abweichende Auswahlregelungen getroffen 
werden, die sicherste! Ion, daß jeder Bewerber inner¬ 
halb einer bestimmten fr ist eine Auswahlchance hat 
und diese mit dem Grad der nach § 27 naehgewiese- 
non Qualifikation der Bewerber wächst. Die nach 
den Sätzen I und 2 erforderlichen ergänzenden Vor- 
Schriften der Länder müssen ube rem stimmen, soweit 
dies für die zentrale Vorgabe der Studienplätze not¬ 
wendig ist. Kommen diese übereinstimmenden lan- 
desrechtlichen Regelungen nichi bis zum 30. Juni 
1979 zustande oder treten solche Regelungen ersatz¬ 
los außer Kraft, so werden die entsprechenden Vor¬ 
schriften durch Roc.htsvorordnn.ng des zuständigen 
Bundesministers mil Zustimmung des Bundesrates 
erlassen. 

(3) § 17 Abs. 2 bis 4 ist erstmals auf Studenten 
anznwenden, die ihr Studium unter der Geltung 
einer den Anforderungen des § 11 entsprechenden 
Studienordnung, spätestens jedoch zwei Jahre nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen haben. Für 
Studenten, die ihr Studium vor diesem Zeitpunkt 
begonnen haben, bleiben bestehende landesrecht¬ 
liche Regelungen hinsichtlich der Überschreitung 
v on Stu d i en zei len u nb er ü h rL. 

§ 73 

Abweichende Regel angen 

(1) Für Hochschulen, die. ausschließlich ein wei¬ 
le duldendes Studium anbielen, sowie für I loch sch u- 
1 en mit fa ch bed i n gl: g e r i n g e r St 11 d en t en z ahl k önnen 
durch Landesyeselz von den Vorschriften dieses Ge¬ 
setzes abweichende Regelungen getroffen werden, 
soweit die besondere Struktur und Anfgabcnslol- 
hrng d i ese r Hochschulen es ei fordern, 

(2) Für staatliche Hochschulen, deren Ausbil- 
d un gsgä n ge a u ss e h I i.e Bl i c h au f de n öf f en tl i ch en 
Dienst ausgerichtet sind, können durch Landesrecht 
von den Vorschriften dieses Gesetzes abweichende 
Regelungen getroffen werden, soweit die besondere 
Struktur und Aufgabenstellung dieser Hochschulen 
es erfordern. Die Anforderungen des § 70 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 und 5 müssen erfüllt sein. 

(3) Durch Landesrecht kann im Falle der Anwen¬ 
dung des § 75 Abs. 4 für Gesamthochschulen Über¬ 
gangs weise eine von § 38 Abs. 2 bis 5 abweichende 
Regelung getroffen werden. Dabei ist vorzusehen, 
daß die nach § 75 Abs. 4 übernommenen Beamten 
nicht der nach § 38 Äbs. 2 Nr. ! zu bildenden Gruppe 
angehören, oder auf andere Weise sicherzustellen, 
daß ihre Stimmen bei der .Berechnung der nach § 38 
Abs. 3 Satz 2 und Abs. 5 für Professoren vorgesehe- 
n e n Meli rhoi len z um i n des I be i En tscheidungen 
außer Betracht bleiben, die Forschung, künstlerische 
L ul w ick I u 11 gs v or h a ben «t n d < I i e Bern tun g von Pro- 
fessoren mü der Qua buk a tum un Sinne ries § 44 
Abs. I Nr. 4 Buchs!, a unmiMcihnr berühren. 


§ 74 

Erprobung der einstufigen Juristenausbildung 

Die Länder können von den Bestimmungen dieses 
Gesetzes abweichen, soweit dies für die Erprobung 
von Ausbildungsgängen nach § 5 b des Deutschen 
Richtergesetzes erforderlich ist. 

§ 75 

Uberleitimgsvorschriften 

(1) Die Übernahme des wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personals der Hochschulen in die 
nach diesem Gesetz vorgesehenen Rechtsverhält¬ 
nisse ist in dem nach § 72 Abs. 1 erlassenen Gesetz 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu re¬ 
geln. 

(2) ln die Rechtsstellung von Professoren als Be¬ 
amte auf Lebenszeit sind überzuleiten oder zu über¬ 
nehmen die ordentlichen und außerordentlichen 
Professoren, die als solche beamteten Professoren 
an wissenschaftlichen und künstlerischen Hoch¬ 
schulen sowie die zu Beamten auf Lebenszeit er¬ 
nannten Abteilungsdirektoren (und Professoren), 
Abteilungsvorsteher (und Professoren) und Wissen¬ 
schaftlichen Räte (und Professoren). 

(3) Beamte, die beim Inkrafttreten des nach § 72 
Abs. 1 erlassenen Gesetzes an einer Hochschule 
hauptamtlich ausschließlich oder überwiegend Auf¬ 
gaben im Sinne des § 43 Abs. 1 wahrnehmen und die 
Einstellungsvoraussetzungen erfüllen, werden inner¬ 
halb von zwei Jahren nach Maßgabe ihrer Qualifi¬ 
kation, des Bedarfs in den jeweiligen Fächern und 
nach Maßgabe der Länderhaushalte mit ihrem Ein¬ 
verständnis als beamtete Professoren übernommen,- 
ein Rechtsanspruch auf Übernahme besteht nicht. 
Werden sie nicht als beamtete Professoren oder in 
ein anderes Amt übernommen, so verbleiben sie in 
ihrem bisherigen Dienstverhältnis. 

(4) Bei Beamten, die zum ZeitpunkL des Inkraft¬ 
tretens des nach § 72 Abs. 1 erlassenen Gesetzes 
an einer Fachhochschule oder in einem entspre¬ 
chenden Stu dien gang an einer Gesamthochschule 
hauptamtlich in der Lehre tätig sind, kann im Rah¬ 
men der Übernahme von den EinstellungsVoraus¬ 
setzungen nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 und 4 Buchstabe b 
abgesehen werden, wenn eine qualifizierte Lehr¬ 
tätigkeit an einer Fachhochschule oder Gesamt¬ 
hochschule nachgewiesen wird. 

(5) Beamte, die beim Inkrafttreten des nach § 72 
Abs. 1 erlassenen Gesetzes an einer Hochschule 
hauptamtlich Aufgaben im Sinne des § 47 wahrneh¬ 
men und die Voraussetzungen für die Einstellung 
als Hochschulassistenten erfüllen, werden nach 
Maßgabe ihrer Qualifikation, des Nachwuchsbe¬ 
darfs in den jeweiligen Fächern und nach Maßgabe 
der Länderhaushalte auf Antrag als Hochschul¬ 
assistenten übernommen; ein Rechtsanspruch auf 
Übernahme besteht nicht. Werden sie nicht als be¬ 
amtete Hochsehulassistenten oder in ein anderes 
Amt übernommen, so verbleiben sie in ihrem bis¬ 
her i gen Di en s l v e r h ä 1 I n i s. 



204 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1976,. Teil I 


((>) Beamte, die beim InkrulItreten, des nach § 72 
Abs. I erlassenen Gesetzes an einer Hochschule 
hauptamtlich Aufgaben im Sinne von § 43 Abs. 1 
wahrnehnien und nicht die Voraussetzungen für die 
Einstellung als Professor erlul len, sowie die sonsti¬ 
gen Beamten, die an einer Hochschule tätig sind, 
verbleiben, wenn sie nicht in ein anderes Amt über¬ 
nommen werden, in ihrem bisherigen Dienstverhält¬ 
nis. 

(7) Die mitgiiedschäftsrechtiiche Stellung derjeni¬ 
gen Beamten, die nach den Absätzen 3, 5 und 6 in 
ihrem bisherigen Dienstverhältnis verbleiben, wird 
durch Landesrecht bestimmt. Dienstrechtliche Zu¬ 
ordnungen zu bestimmten Hochschulmitgliedern 
entfallen. 

(8) Beamte auf Lebenszeit oder auf Probe, die 
überwiegend Aufgaben nach § 53 wahrnehmen sol¬ 
len, sind unter Wahrung des Besitzstandes in Ämter 
als wissenschaftliche oder künstlerische Mitarbeiter 
zu übernehmen. 

§ 76 

Besitzstands Währung bei der Entpflichtung 

(1) Das Recht der am Tage vor Inkrafttreten des 
nach § 72 Abs. 1 erlassenen Gesetzes vorhandenen 
ordentlichen und außerordentlichen Professoren, 
nach Erreichen der Altersgrenze von ihren amt¬ 
lichen Pflichten entbunden zu werden (Entpflich¬ 
tung), bleibt unberührt; dies gilt auch beim Wechsel 
des Dienstherrn. Tn diesen Fällen werden die Dienst¬ 
bezüge nach der Entpflichtung und die Versorgungs¬ 
bezüge der Hinterbliebenen auf der Grundlage des 
am Tage vor Inkrafttreten des nach § 72 Abs. 1 er¬ 
lassenen Gesetzes geltenden Beamten- und Besol- 
dungsrechts gewährt. Dabei wird das Grundgehalt 
nach der Dienstaltersstufe zugrunde gelegt, die bis 
zum Zeitpunkt der Entpflichtung hätte erreicht wer¬ 
den können. Artikel VII § 1 Abs. 1 und 2 des Zwei¬ 
ten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neurege¬ 
lung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
vom 23. Mai 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 1173), zuletzt 
geändert durch das Haushaltsstrukturgesetz vom 
18. Dezember 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3091), gilt 
entsprechend. 

(2) Absatz ! findet auf Antrag des Professors 
keine Anwendung. Der Antrag kann nur gestellt 
werden, solange der Professor noch nicht entpflich- 
tet ist. Ist der Professor vor der Entpflichtung ver¬ 
storben, ohne einen Antrag nach den Sätzen 1 und 2 
gestellt zu haben, so werden die Hinterbliebenen¬ 
bezüge auf Grund der Besoldungsgruppe berechnet, 
in die der Professor zuletzt eingestuft war. 

(3) Die Rechtsverhältnisse der am Tage vor dem 
Inkrafttreten des nach § 72 Abs. 1 erlassenen Geset¬ 
zes entpflichteten oder im Ruhestand befindlichen 
Beamten im Sinne von Kapitel I Abschnitt V 3. Titel 
des Beamtenrecbtsrahmengesetzes in der bisherigen 
Fassung und der zu diesem Zeitpunkt versorgungs¬ 
berechtigten Hinterbliebenen dieser Beamten blei¬ 
ben unberührt. 

(4) Für die an den Hochschulen der Bundeswehr 
in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis be¬ 
schäftigten Professoren, die zur Übernahme dieser 


Beschäftigung aus ihrem Beamtenverhältnis als 
ordentlicher oder außerordentlicher Professor im 
Landesbereich ausgeschieden sind und nach Inkraft¬ 
treten dieses Gesetzes ein ihrer Tätigkeit an einer 
Hochschule der Bundeswehr entsprechendes Beam¬ 
ten Verhältnis annehmen, gelten die Absätze 1 und 2 
entsprechend. Maßgebend nach Absatz i Satz 2 ist 
das am Tage ihres Ausscheidens aus dem Beamten- 
verhältnis als Professoren im Landesbereich geltende 
Beamten- und BesoIdungsrecht, 

7. Kapitel 

Änderung von Bundesgesetzen, 

SdMufi Vorschriften 

§ 77 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 1025), zuletzt geändert durch das Haus¬ 
haltsstrukturgesetz vom 18, Dezember 1975 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 3091), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe c wird gestri¬ 
chen; in Buchstabe b wird nach dem Wort „solü 
ein Punkt gesetzt, das Wort „oder” wird gestri¬ 
chen, 

2. In § 4 Abs. 2 wird als Satz 2 eingefügt: 

„Sollen Professoren oder Hochschuiassislenten, 
die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes sind, in ein Beamtenverhältnis be¬ 
rufen werden, so können Ausnahmen auch aus 
anderen Gründen zugelassen werden/'' 

3. Dem § 96 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Leiter von Hochschulen und die haupt¬ 
beruflichen Mitglieder von Leitungsgremien, die 
in dieser Eigenschaft zu Beamten auf Zeit er¬ 
nannt sind, treten nach Ablauf ihrer Amtszeit 
oder mit Erreichen der Altersgrenze nur dann in 
den Ruhestand, wenn sie eine Dienstzeit von 
mindestens zehn Jahren in einem Beamten Ver¬ 
hältnis mit Dienstbezügen zurückgelegt haben 
oder aus einem Beamtenverhältnis auf Lebens¬ 
zeit zu Beamten auf Zeit ernannt worden waren/' 1 

4. Die Überschrift vor § 105 erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„Beamtete Professoren und Hochschulassistenten’L 

5. § 105 erhält folgende Fassung: 

*§ 105 

Für beamtete Professoren und Hochschulassi¬ 
stenten. gelten die Vorschriften dieses Gesetzes, 
soweit nicht das Hochschulrahmengesetz etwas 
anderes bestimmt,“ 
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ß. 'Die §§ 100 bis 1 M weiden geslrk her*. 

7. § 125 Abs. 2 eihäll io! gen de Fassung: 

„(2} Absatz f Satz 2. und 3 c 1 11! nicht, wenn ein 
Soldat auf Zeit oder ein Angehöriger auf Zeit des 
Zjv.üsdiutzkoi|>s zum Beamten auf Widerruf im 
Vorbereitungsdienst: oder zum Zwecke der Aus¬ 
bildung zoin Pol i zefvol 1zu gs beamten oder zum 
Beamten des: Einsaizdiensles der Berufsfeuerwehr 
ernannt wird. Absatz 1 Satz 2 gilt ferner nicht, 
wenn ein Berufssoldat oder Soldat auf Zeit als 
Professor oder 1 loc hschulassislcnt an einer nach 
Landesrecht staatlich anerkannten oder geneh¬ 
migten Hochschule, deren Personal im Dienst des 
Bundes steht, in ein Boom Um verhältnis auf Zeit 
berufen wird. In diesen Fallen gellen § 49 Satz 2 
und § 124 sinngemäß. Satz 1 und 3 sowie Absatz 1 
Satz 4 gelten nicht für einen Soldaten auf Zeit, 
der Inhaber eines Ein gl i ede r vi n gsschein cs ist.“ 

§ 78 

Änderung des Bundesbeaintengesetzes 

In das Bundesbcamtengeseiz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1181), zuletzt geändert durch das Haus- 
hältsstruk turgesc t.z vom 18.. Dezember 1975 (Bundes- 
gesetzbL I S. 3091), 'wird hinter dem Abschnitt VII 
folgender .neuer Abschnitt eingefügt: 

...Abschnitt VII a 

Leiter von Hochschulen, Professoren und 
11ochsclj 11 1 a s h f .s tenf.en 

§• 176 a 

(1) Die beamte len Leiter, die beamteten hauptbe¬ 
ruflichen. Mitglieder von Leitungsgremien sowie die 
beamteten Professoren und Ho chschulassi stenten 
einer Hochschule, die nach Landesrecht die- Eigen¬ 
schaft einer staatlich anerkannten Hochschule er¬ 
halten hat. und deren Personal, im Dienst des Bundes 
steht f sind unm 1 tt elbo re B u nd esbe a inte. 

(2) Die beamteten Leiter und die beamteten haupt¬ 
beruflichen Mitglieder von Leitungsgremien sowie 
die beamteten Professoren, für die eine befristete 
Tätigkeit vorgesehen ist. werden für die Dauer von 
sechs Jahren zu Beamten auf Zeit ernannt; für be¬ 
amtete Hoch schuld ssisten ton gilt § 48 des Hoch- 
s chu 1 r ah meng es e Ixe s ent sp re c h en d. 

(3) Für die auf Zeit ernannten Beamten gelten die 
Vorschriften für Beamte auf Lebenszeit entspre¬ 
chend, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist. Sie sind mit Ablauf ihrer Amtszeit entlassen. 

(4) Die beamteten Leiter und die beamteten Mit¬ 
glieder von Leilungsgremien, die in dieser Eigen¬ 
schaft zu Beamten auf Zeit ernannt sind, sind nach 
Ablauf ihrer ersten Amtszeit verpflichtet, ihr bis¬ 
heriges Amt unter erneuter Berufung in das Beam¬ 
tenverhältnis auf Zeit weilerzuführen; kommen sie 


dieser Verpflichtung nicht nach, so sind sie mit Ab¬ 
lauf der ersten Amtszeit entlassen. Abweichend von 
Absatz 3 Satz 2 treten sie nach Ablauf ihrer Amts¬ 
zeit oder mit Erreichen der Altersgrenze in den 
Ruhestand, wenn sie eine Dienstzeit von mindestens 
zehn Jahren in einem Beamtenverhältnis mit Dienst¬ 
bezügen oder in einem Dienstverhältnis als Berufs¬ 
soldat zurückgelegt haben oder aus einem Beamten¬ 
verhältnis auf Lebenszeit oder aus einem Dienstver¬ 
hältnis als Berufssoldat zu Beamten auf Zeit ernannt 
worden waren. 

(5) Für beamtete Professoren und Hochschulassi¬ 
stenten gelten die Vorschriften dieses Gesetzes, so¬ 
weit nicht die entsprechend anzuwendenden Vor¬ 
schriften der §§ 43 bis 50 und 52. des Hochschulrah¬ 
mengesetzes und — außer in den Fällen des Absat¬ 
zes 3 Salz 2 — des § 51 des Hochschulrahmengeset¬ 
zes etwas anderes bestimmen." 

§ 79 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Dem § 50 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
Fassung des Artikels I des Zweiten Gesetzes zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungs¬ 
rechts in Bund und Ländern vom 23. Mai 1975 (Bun- 
desgesetzbl. I S, 1173), zuletzt geändert durch das 
Haushaltsstrukturgesetz vom 18. Dezember 1975 
(Bundesgesetzbl. I S. 3091), werden folgende Sätze 
an gefügt: 

„Die Regellehrverpilichtung ist nach Wochenstun¬ 
den bezogen auf die einzelnen Unterrichts Veranstal¬ 
tungen festzulegen und nach dem Umfang der Lehr¬ 
tätigkeit zu staffeln. Die Lehr Vergütung wird höch¬ 
stens für vier Wochen stunden gewährt." 

§ 80 

Anderung des Hochschulbauförderungsgeset zes 

Das Hochschulbauförderungsgesetz vom 1. Sep¬ 
tember 1969 (BundcsgesetzbL I S. 1556), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung der Ge¬ 
setze über die Gememschaftsaufgaben vom 23. De¬ 
zember 1971 (Bundesgesetzbl. T S. 2140), wird wie 
folgt geändert: 

La) In § 2 Nr. 4 wird der Punkt durch einen Strich¬ 
punkt ersetzt; 

b) dem § 2 wird folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. die Grundsätze und Ziele der Raumord¬ 
nung und Landesplanung beachtet wer¬ 
den. * 

2. a) In § 10 wird nach Satz 2 der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt; 

b) dem Satz 2 wird folgender Halbsatz angefügt: 

„Bund und Länder weisen die Mittel für den 
Ausbau und Neubau von Hochschulen in 
ihren Haushaltsplänen gesondert aus." 
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§ 81 

Ver t r«i g« m i.I den K i rclie#8. 

f)ie Vertrage mit den Kirchen worden durch die- 
sos C"Ioset/ mc 5 8.t V l) o rülul, 


1952 (Bundcsgesetzbl. I S, 1) auch im Land Berlin. 
Rechts Verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des DnUen überleilungsgesetzes. 


§ 82 

Berlin-Klause! 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten 0 Ihm'Io itougsgeset zcs vom. 4. Januar 


§ 83 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 


Bonn, den 26. Januar 1976 


D e r Bunde s p r ä s i d e n t 
Scheel 


Der Bundesk a nzler 
Sch m i d t 


D e r B u n d e s m i n i s t e r 
für Bildung und Wissenschaft 
H €; 1 tn u t Roh d. e 


D e r B u n des m i n i s t e r des I n n e r a 
W e r n e r M a i h o f e r 



Nr. M) Tay der Ausgabe: Bonn, den 29, Januar 1976 


207 


Bekanntmachung 
der Neufassung des Gesetzes 

über die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses an den Hochschulen 
(Graduiertenförderungsgesetz — GFG) 

Vom 22. Januar 1976 


Auf Grund des Artikels 45 des Gesetzes zur Ver¬ 
besserung der Haushaltsstruktur vom 18. Dezember 
1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3091) wird nachstehend 
der Wortlaut des Graduiertenförderungsgesetzes be¬ 
kannt gemacht. Berücksichtigt sind: 

1. bestes Gesetz zur Änderung des Graduiertenför¬ 
derungsgesetzes vom 18. Juli 1975 (Bundesgesetz¬ 
blatt IS. 1917),.. 

2. Artikel 19 des Gesetzes zur Verbesserung der 
Maushöitsstniktur vom 18. Dezember 1975 (ßun- 
desgesetzbl. I S. 3093). 


Bonn, den 22. Januar 1976 


Der Bundesminister 
f ii:r Bi 1 dung nn.d Wissenschaft 
Helmut Roh de 
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Gesetz 

über die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses an den Hochschulen 
(Graduiertenförderungsgesetz — GFG) 


§ i 

Z weck der Förderung 

(f) Zur Förderung des wissenschaftlichen, vor¬ 
nehmlich des IlochschuMehrernachwuchses, werden 
nach Maßgabe; dieses Gesetzes Stipendien gewährt, 

(2) Bei der Förderung sind der Bedarf an wissen¬ 
schaftlichem Nachwuchs für die einzelnen Fachrich¬ 
tungen sowie die Ziele der Forschungsplanung von 
Bund, Ländern und Hochschulen zu berücksichtigen, 

(3) Die Befugnis der Länder zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses aut Grund Landes- 
rechls sowie besondere Förderungsmaßnahmen für 
bestimmte Fachgebiete oder Personengruppen blei¬ 
ben unberührt. 

(4) Die vom Bund finanzierte Promotionsförderung 
der IIochbegabtenförclorungswerke bleibt durch die 
Bestimmungen dieses Gesetzes unberührt. 

§ 2 

Förderung der Promotion 

(1) Wer ein 11 ochsc I ru 1 s 1 11 d i u in a bgescblossen h at. 
das die Zulassung zur Promotion ermöglicht, kann 
zur Vorbereitung auf die Promotion ein Stipendium 
erhalten, wenn, sein wissenschaftliches Vorhaben 
einen wichtigen Beitrag zur Forschung erwarten läßt 
und seine Studien- und PrüfungsJeisLungen eine be¬ 
sondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit 
erkennen lassen. Die; Promotion muß durch eine im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gelegene Hoch¬ 
schule erfolgen, 

(2) Solange und soweit die Zulassung zur Promo¬ 
tion ein abgeschlossenes Hochschulstudium nicht 
voraussetzt, kann nach Maßgabe des Absatzes 1 
auch gefördert werden, wer sein Hochschulstudium 
nicht abgeschlossen hat und als Studienabschluß 
lediglich die Promotion anstrebt. Das gleiche gilt, 
wenn von dem Erfordernis des abgeschlossenen 
Hochschulstudiums Befreiung erteilt worden ist oder 
eine Studien Ordnung einen Abschluß nicht vorsieht. 
Die Förderung beginnt in diesen Fällen ein halbes 
Jahr vor Ablauf der in der Promol.ionsordnung vor- 
ges c h ri el)en e n SI:u d i end a u er. 

§ 3 

Förderung eines weiteren Studiums 

W er ein Hochsc h u I s l udi u m abgeschlossen hat, das 
die Zulassung zur Promotion ermöglicht, kann zur 
Teilnahme an einem weiteren Studium, das der Ver¬ 
tiefung oder Ergänzung seines bisherigen Studiums 
insbesondere durch verstärkte Beteiligung an der 
Forschung dient, ein Stipendium erhalten, wenn 
seine Studien- und Prüfungsleistungen eine beson¬ 
dere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit er¬ 


kennen lassen. Das weitere Studium muß an einer 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes gelegenen Hoch¬ 
schule eingerichtet worden sein, 

§ 4 

Auswahl der Bewerber 

(!) Ein Anspruch auf Gewährung eines Stipen¬ 
diums besteht nicht, übersteigt die Zahl der Bewer¬ 
ber, die die Voraussetzungen für eine Förderung er¬ 
füllen, die Zahl der Stipendien, so ist zwischen den 
Bewerbern nach dem Grad ihrer Befähigung zu wis¬ 
senschaftlicher Arbeit und, sofern eine Promotion 
gefördert wird, auch nach der Bedeutung des in 
Aussicht genommenen Vorhabens auszuwählen. 

(2) Bewerber, deren wissenschaftliche Vorhaben 
auf die Forschungsplanung der Flochschule oder der 
Fachbereiche abgestimmt sind, können vorrangig 
gefördert werden. 

§5 

Staatsangehörigkeit 

Stipendien können erhalten 

1. Deutsche im Sinne des Grundgesetzes, 

2. heimatlose Ausländer im Sinne des Gesetzes über 
die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bun¬ 
desgebiet vom 25. April 1951 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 269), geändert durch das Gesetz über Urheber¬ 
recht und verwandte Schutzrechte vom 9. Septem¬ 
ber 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1273), 

3. Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes haben und als 
Asylberechtigte nach § 28 des Ausländergesetzes 
vom 28, April 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 353), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur 
Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes und des 
Ärbeitnehmerüberlassungsgesetzes vom 25, Juni 
1975 (Bundesgesetzbl. I S, 1542), anerkannt sind, 

§ 6 

Stellung des Stipendiaten zur Hochschule 

Der Stipendiat muß Student an einer im Geltungs¬ 
bereich dieses Gesetzes gelegenen Hochschule sein. 
Er kann seinen für die Promotion zu erbringenden 
wissenschaftlichen Beitrag auch im Ausland leisten. 

§ 7 

Art der Förderung 

Die Stipendien werden als Darlehen, Zuschläge 
für Sach- und Reisekosten werden als Zuschüsse 
gewährt. Sie sind Zuwendungen im Sinne des Haus- 
haltsrechts. Der Verwendungsnachweis beschränkt 
sich auf die in diesem Gesetz und auf Grund dieses 
Gesetzes vorgesehenen Leistungsnachweise. 
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$ 7 a 

Darlehensbedingungen 

0) Das Darlehen ist nicht: zu verzinsen. 

12) Gerat der Stipendiat mit mehr als einer Rück¬ 
zahlung s rate in Verzug, so hat er abweichend von 
Absatz 1 den Betrag, mit dem er in Verzug ist, mit 
6 vom Hundert Jür das Jahr zu verzinsen. Die Ver¬ 
zugszinsen sind sofort fällig. Auf Wendu ngen für die 
Geltendmachung der DarJeiumslorderimg sind hier¬ 
durch nicht abgegeben. 

(3) Das Darlehen ist in gleich bleibenden monat¬ 
lichen Raten, mindes!uns jedoch suil 100 Deutschen 
Mark, innerhalb von 15 Jahren zurtukzuzahlen. Die 
erste Rate ist drei Jab re nach dein Zeitpunkt zu 
leisten, zu dem die Gewährung des Stipendiums ge- 
inäß § 8 A b s. 3 c)eendet hat. 

(4) Zur Rückzahlung ist der Shpemhtil nur soweit 

verpflichtet, wie in einem Kafendfumonat sein Ein¬ 
kommen den Betrag von 640 DM 

übersteigt. Der in Satz 1 be/eiebneie Bel rau 
erhöht sich für 

1. den Ehegatten um 360 DM, 

2. jedes Kind des Stipendiaten, das zu Be¬ 
ginn des in Satz 1 bczeicbnolen Monats 

a) das 15. Lebensjahr noch nicht voll¬ 
endet hat, urn 240 DM, 

b) das 15. Lebensjahr vollendet hat, um 320 DM. 

Die Betrage nach Satz 2 mindern sich um das Ein¬ 
kommen des Ehegatten und des Kindes. Hat auch 
der Ehegatte ein Stipendium nach diesem Gesetz 
zurückzuzahlen, so wird der Betrag nach Satz 2 
Nr. 1 nicht, der Betrag nach Satz 2 Nr. 2 nur einmal 
berücksichtigt. Der Stipendiat hat das Vorliegen 
der Voraussetzungen nach Satz 1 bis 4 geltend und 
g 1 au bhalt zu ma c he n. 

(5) Die Beträge nac h Absatz 4 Salz 1 und Satz 2 
Nr. 1 werden um 50 vom Hundert erhöh!, wenn und 
solange der Stipendiat Darlehen nach dem Bundes¬ 
au sbHdungsför der unysgestdz oder den m § 59 Abs. 2 
Ni. 2 und Abs. 3 des Bundesausblldungsförclerungs* 
gesetzes bezeichmden Vorschnfton zu Eigen hat, 
Absatz 4 Salz 3 bis 5 gilt entsprechend. 

§ 7 b 

K ü ik za h 5 u o g sp i I i dü 

Haben die Voraussetzungen für die Leistung der 
Graduiertenförderung an keinem Tage des Kalen¬ 
dermonats Vorgelegen, für den sie gezahlt worden 
ist, ist insoweit der Bewilligungsbescheid aufzu¬ 
heben und der Forderungsbetrag zu erstatten, als 
L der Stipendiat die Leistung dadurch her bei geführt 
hat, daß er vorsätzlich oder fahrlässig falsche 
oder unvollständige Angaben gemacht hat, 

2. der Stipendiat gewußt oder infolge Fahrlässigkeit 
nicht gewußt hat, daß die Voraussetzungen für 
die Leistung von Graduierlenfördcrung nicht er¬ 
füllt waren, 

3. G radui er len io r d eru n g unter dem Vorbehalt der 
Rückforderung geleistet worden ist, 


4. Tatsachen erkennen lassen, daß der Stipendiat 
sich nicht in erforderlichem und in zumutbarem 
Maße um die Verwirklichung des Zwecks der 
Gewährung bemüht. 

§ 8 

Dauer der Förderung 

(1) Das Stipendium wird zunächst für einen Zeit¬ 
raum bis zu einem Jahr gewährt. Vor Ablauf des 
Bewilligungszeitraums ist festzustellen, ob eine wei¬ 
tere Förderung gerechtfertigt ist. Die Förderung en¬ 
det im Regelfall nach zwei Jahren (Regelförderungs- 
dauer). 

(2) In besonderen Fällen kann das Stipendium 
über die Regelförderungsdauer hinaus gewährt wer¬ 
den. Eröffnet das in einem weiteren Studium im 
Sinne des § 3 erreichte Arbeitsergebnis die Möglich¬ 
keit zur Promotion, so kann für den Abschluß der 
Arbeit das Stipendium bis zu einem Jahr über die 
Regelförderungsdauer hinaus gewährt werden, wenn 
ein wichtiger Beitrag zur Forschung zu erwarten ist. 
Im übrigen ist die Gewährung eines Stipendiums 
ausgeschlossen, wenn die Vorbereitung auf die Pro¬ 
motion oder die Teilnahme an einem weiteren Stu¬ 
dium bereits auf Grund dieses Gesetzes gefördert 
worden ist. 

(3) Die Gewährung des Stipendiums endet spä¬ 
testens 

1. mit Ablauf des Bewilligungszeitraums, 

2. innerhalb des Bewilligungszeitraums 

a) mit Ablauf des Monats der mündlichen Dok¬ 
torprüfung oder des Abschlusses des weiteren 
Studiums, 

b) mit Ablauf des Monats, in dem der Stipendiat 
eine entgeltliche berufliche Tätigkeit auf¬ 
nimmt. 

§ 9 

Nebentätigkeit 

(1) übt der Stipendiat neben der Vorbereitung auf 
die Promotion oder der Teilnahme an dem weiteren 
Studium eine Tätigkeit aus, die seine Arbeitskraft 
ganz oder zum Teil in Anspruch nimmt, so ist eine 
Förderung nach diesem Gesetz ausgeschlossen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 sind mit der Förde¬ 
rung vereinbar 

1. wissenschaftliche Mitarbeit bei Forschungsauf¬ 
gaben, die einen unmittelbaren Beitrag zu dem 
wissenschaftlichen Vorhaben des Stipendiaten 
dar stellt, und 

2. wissenschaftliche Mitarbeit bei Lehraufgaben an 
einer Hochschule bis zu 10 Wochenstunden ein¬ 
schließlich von Zeiten zur Vor- und Nachberei¬ 
tung. 

Der Stipendiat ist zur Übernahme einer dieser 
Tätigkeiten nicht verpflichtet. 

§ 10 

Pfändungsschutz 

(1) Der Anspruch auf Auszahlung des Stipendien¬ 
betrages kann nicht gepfändet, verpfändet oder ab¬ 
getreten werden. 
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(2) Das gleiche gilt für die Forderung eines Sti¬ 
pendiaten gegen ein Geldinstitut, die durch Gut¬ 
schrift eines auf sein Konto überwiesenen Förde¬ 
rungsbetrages entstanden ist, für die Dauer von sie¬ 
ben Kalendertagen seit der Gutschrift, Eine Pfän¬ 
dung des Guthabens bei dem Geldinstitut gilt als 
mit der Maßgabe ausgesprochen, daß sie das Gut¬ 
haben in Höhe der in Satz 1 bezeichneten Forderung 
während des dort genannten Zeitraums nicht erfaßt; 
der Stipendiat hat dem Geldinstitut nachzuweisen, 
daß die in Satz 1 genannten Voraussetzungen vor¬ 
liegen. 

(3) Für die Pfändung von Bargeld gilt § 811 Nr, 8 
der Ziv iIp roze ßordnung. 

§ U 

Zuständigkeit 

Die Vergabe der Stipendien und die Verteilung 
der Förderungsmittel auf die Fachbereiche oder 
Fachrichtungen obliegen als staatliche Angelegen¬ 
heiten den Hochschulen. Die Feststellung, ob die 
FÖrderungsvoraussetzungcn im Einzelfall zutreffen, 
trifft die Hochschule. Die Hochschulen unterliegen 
bei der Erfüllung von Aufgaben nach diesem Gesetz 
den Weisungen der zuständigen obersten Landes¬ 
behörde. Die Zuständigkeiten für das Vergabever¬ 
fahren innerhalb der Hochschulen werden durch die 
Länder geregelt. Sie gewährleisten, daß eine nach 
den näheren Bestimmungen des Landesrechts von 
den Hochschulen gebildete zentrale Kommission für 
die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
sowie die Fachbereiche bzw. Fakultäten am Ver¬ 
gabeverfahren angemessen beteiligt sind. 

§ 12 

Verordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften zu erlassen über 

1. die Höhe des Stipendiums sowie die Art und den 
Umfang von Zuschlägen, 

2. die Verlängerung des Stipendiums in besonderen 
Fällen (§ 8 Abs. 2), 

3. die Rückzahlung des Stipendiums nach den §§ 7 a 
und 7 b, 

4. die Verteilung der Förderungsmittel, 

5. die Vergabe der Stipendien, insbesondere das 
Vergabeverfahren und die Feststellung der För¬ 
derungsvoraussetzungen, 

6. die Verpflichtung des Stipendiaten, über sein Ein¬ 
kommen und Vermögen Auskunft zu geben, so¬ 
wie die Verpflichtung seines Ehegatten zur Aus¬ 
kunftserteilung über sein Einkommen und die 
Verpflichtung von Arbeitgebern und Finanzbe¬ 
hörden, durch Auskünfte und Erteilung von Be¬ 
scheinigungen an der Feststellung des auf das 
Stipendium anzurechnenden Einkommens und 
Verinögens mitzuwirken, 

7. die Verpflichtung des Stipendiaten, über das Er¬ 
reichen der Förderungsziele zu berichten, 


8. Beginn und Ende der Verzinsung, über Verwal¬ 
tung, Erlaß und Einziehung der Darlehen sowie 
über ihre Rückleitung an Bund und Länder. 

(2) Der Stipendienbetrag ist so festzusetzen, daß 
der Stipendiat sich ausschließlich der Vorbereitung 
auf die Promotion oder dem weiteren Studium wid¬ 
men kann. Bei der Bemessung des Stipendiums sind 
Einkommen und Vermögen des Stipendiaten sowie 
das Einkommen seines Ehegatten zu berücksich¬ 
tigen. Einkommen und Vermögen seiner Eltern blei¬ 
ben außer Befracht. 

(3) In einer Rechtsverordnung gemäß Absatz 1 
kann die Ermächtigung zum Erlaß von Vorschriften 
über die Vergabe der Stipendien auf die Landes¬ 
regierungen übertragen werden; in diesem Fall kön¬ 
nen die Landesregierungen die Ermächtigung mit 
dem Vorbehalt der Genehmigung durch die zustän¬ 
dige oberste Landesbehörde auf die Hochschulen 
übertragen.. 

§ 13 

Finanzierung und Verteilung 

(1) In den Jahren 1971 bis 1977 trägt der Bund 
75 vom Hundert und tragen die Länder 25 vom 
Hundert der durch die Ausführung dieses Gesetzes 
entstehenden Ausgaben, jedoch begrenzt auf die in 
den Haushaltsplänen von Bund und Ländern für 
diesen Zweck bereitgestellten Mittel. 

(2) Die Bundesmittel werden auf die einzelnen 
Länder entsprechend dem Verhältnis der Zahl der 
Studierenden an ihren Hochschulen mit Ausnahme 
der Fachhochschulen verteilt. Maßgebend ist die 
Zahl der Studierenden im zweitletzten Jahr vor dem 
Finanzierungszeitraum. Der Bundesminister für Bil¬ 
dung und Wissenschaft kann im Benehmen mit den 
Ländern von diesem Verteilungsschlüssel abwei¬ 
chen, soweit die Entwicklung neuer Hochschulen 
oder sonstige wuchtige Gründe eine andere Ver¬ 
teilung der Förderungsmittel auf die Länder erfor¬ 
dern. 

(3) Die Verteilung der Förderungsmittel auf die 
Hochschulen ist Aufgabe der Länder. Um eine den 
Zielen dieses Gesetzes entsprechende Verteilung 
der Förderungsmittel innerhalb der Hochschule 
sicherzustellen, kann der Bund im Einvernehmen 
mit dem Land diesem oder das Land der Hochschule 
bis zu 50 vom Hundert der auf das Land bzw. die 
Hochschule entfallenden Mittel mit der Maßgabe 
zuweisen, daß sie Bewerbern bestimmter Fach¬ 
bereiche oder Fachrichtungen vorzubehalten sind. 

§ 14 

Auftragsverwaltung 

(1) Das Gesetz wird von den Ländern im Aufträge 
des Bundes ausgeführt. 

(2) Die Länder weisen dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft die zweckentsprechende 
Verwendung der Bundesmittel nach durch jährliche 
Mitteilung 

1. der Zahl der gewährten Stipendien und abgelehn¬ 
ten Förderungsanträge, aufgeteilt nach dem 
Zweck der Förderung (§§ 2 und 3) und den Fach¬ 
richtungen der Stipendiaten, 
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2. des Anteils der Förderung innerhalb der Regel- 
förclerungsdauer (§ 6 Abs. 1) und des Anteils der 
Förderung in besonderen Fällen (§ 8 Abs. 2) an 
den Ausgaben, 

3. der Summe der Ausgaben 

a) für Grundstipendien, 

b) für Familien/.lisch Jage, 

c) für die Förderung von Ausländsaufenthalten, 

d) für Sachkosten und Reisekosten im Inland, 

4 . die bei der Beendigung der Förderung erreichte 
Förderungsdauer sowie Zahl und Ergebnisse der 
Doktorprü f ringen. 

§ Ha 

Darieh ens ver w a 1 tu n g 

Die nach diesem Gesetz geleisteten Darlehen wer¬ 
den durch das BundesvorwaHungsaird verwaltet 
und ein gezogen. 


§ 15 

Übergangs Vorschrift 

Für Stipendien, die vor dem 1. Januar 1976 ge¬ 
währt worden sind, gilt bis zum Ende des Bewilli¬ 
gungszeitraumes dieses Gesetz in der bis zum 
31. Dezember 1975 geltenden Fassung fort. 

§ 16 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts - 
Verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas¬ 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 17 *) 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün¬ 
dung in Kraft. 


•) Die Vorschrift betrifft dos Inkrafttreten des Gesetzes in der ur¬ 
sprünglichen Fassung vom 2. September 1971. Der Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der spateren Änderungen ergibt sich aus den in der 
vorangestellten Bekanntmachung näher bezeiebneten Gesetzen. 


Bekanntmachung 
der Neufassung der Verordnung 
über die Durchführung der Graduiertenförderung 
jGradiiiertenförderungsverordnimg — GFV) 

Vom 22. Januar 1976 

Auf Grund des Artikels 2 der Ersten Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über die Durchfüh¬ 
rung der Graduiertenförderung vom 22. Dezember 
1975 (Bundesgesetzbl. 1976 I S. 4) wird nachstehend 
der Wortlaut der Graduiertenfördemngsverordnung 
vom 3. November 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1751) 
unter Berücksichtigung der Ersten Verordnung zur 
Änderung der Verordnung über die Durchführung 
der Graduierlenfördcrung (t.GFÄndV) bekanntge- 
m acht.. 

Die Rechtsvorschriften sind auf Grund des § 12 
des Gesetzes über die Förderung des wissenschaft¬ 
lichen Nachwuchses an den Hochschulen vom 2. Sep- 
lomber 1971 (Bundesgesetzbl. J S. 1465) und des Ar- 
Hk eis 19 Nr, 5 des Gesetzes zur Verbesserung der 
I laushaltsstruktur vom 18. Dezember 1975 (Bundes- 
gosot'/bh 1 S. 3091) erlassen worden. 


Bonn, den 22. Januar 1976 


D e r B u n d o s m i n i s t e r 
j i i r B i 1 d u n g u n d W i s s e n s c h a f t 
Ilelmül Roh de 



212 


Bundesgesetzblatt. Jahrgang 1976, Teil I 


Verordnung 

über die Durchführung der Graduiertenförderung 
(Graduiertenförderungsverordnung — GFV) 


I. Abschnitt 

Umfang und Dauer der Förderung 

5 1 

Höhe des Grundstipendiums 

Das Grundstipendium. betragt 600 Deutsche Mark 
monatlich. 

§ 2 

Farn Uten zusc Mag 

Der Slipenduil erhält auf Antrag zu dem Grund¬ 
stipendium einen FamiLien/uschlag von 200 Deut¬ 
sche Mark monatlich, wenn 

1. der Stipendiat und sein Ehegatte mindestens ein 
Kind zu versorgen haben und der Ehegatte nicht 
erwerbstätig ist, oder 

2. der Stipendiat als Alleinstehender mindestens ein 
Kind zu versorgen hat, oder 

3. sein Ehegatte nicht erwerbstätig ist und nicht 
deshalb Leistungen aus öffentlichen Kassen er¬ 
hält. 

Erhalten beide Ehegatten. Stipendien nach dem Ge¬ 
setz oder erhält der Ehegatte des Stipendiaten ein 
Stipendium nach Vorschriften, deren Zielsetzung 
der des Gesetzes entspricht, so wird der Familien- 
zii schlag n i c h I; g e wä h r!:. 

§ 3 

Zuschläge für Sachkosten und Reisekosten 
im Inland 

(1) Für Sachkosten, mit Ausnahme von Druck¬ 
kosten, sowie für Reisekosten im Inland, deren Auf¬ 
wendung für die Durchführung des wissenschaft¬ 
lichen Vorhabens notwendig und deren Deckung 
dem Stipendiaten nicht zuzumuten ist, können Zu¬ 
schläge gewährt werden. Sic sollen insgesamt 2 000 
Deutsche Mark während der Regelförderungsdauer 
n i chl überschre i te n. 

(2) Reisekosten umfassen Fahrkosten und erhöhte 
Aufwendungen für Verpflegung und Unterkunft. So¬ 
weit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen 
nicht etwas anderes ergibt, sind diese Kosten nach 
dem für die jeweilige Hochschule geltenden Reise¬ 
kostenrecht des Landes zu berechnen. 

(3) Als Fahrkosten werden für Strecken, die mit 
regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln zü¬ 
rne kge legt werden können, nur die Kosten der bil¬ 
ligsten Fahrkarte der allgemein niedrigsten Klasse 
des wirtschaftlichsten, regelmäßig verkehrenden 
Beförderungsmittels berücksichtigt. Fahrkosten kön¬ 
nen nur für eine Hin- und Rückfahrt gewährt wer¬ 
den, es sei denn, daß ein wichtiger Grund für wei¬ 
tere Fahrten nachgewiesen wird. Zu den Fahrkosten 
rechnen nicht die Aufwendungen für die üblichen 
Fahrten zwischen der Wohnung und der Hochschule 
b/.w. der Arbeitsstätte, an der der Stipendiat sein 
w issonschaff! iches Vorhaben durchführt. 


(4) Zur Abgeltung erhöhter Aufwendungen für 
Unterkunft und Verpflegung können für die ersten 
14 Tage der Reise bis zu 24 Deutsche Mark täglich 
und vom fünfzehnten Tag der Reise an bis zu 7,50 
Deutsche Mark täglich, jedoch nicht über den neun¬ 
zigsten Tag der Reise hinaus gewährt werden. Im 
letzteren Fall .kann für verheiratete Stipendiaten für 
jeden Reisetag ein um 5 Deutsche Mark erhöhter 
Verheiratetenzuschlag gewährt werden. 

(5) Sachkosten und Fahr kosten sind nachzu wei¬ 
sen, soweit für sie kein Pauschbetrag gewährt wird. 

§ 4 

Förderung von Ausländsaufenthalten 

(1) Zuschläge können,, soweit sich aus den nach¬ 
folgenden Bestimmungen nicht etwas anderes er¬ 
gibt, nach Maßgabe des § 3 auch für die Kosten von 
Reisen ins Ausland und innerhalb des Auslandes ge¬ 
währt werden, Abweichungen von § 3 Abs. 3 Satz I 
sind zulässig, sofern die Benutzung der dort bezeich- 
neten Beförderungsmittel nicht zumutbar ist. Kosten, 
die durch die Benutzung wissenschaftlicher Einrich¬ 
tungen im Ausland entstehen, können ersetzt wer¬ 
den, 

(2) Zur Abgeltung erhöhter Aufwendungen für 
Unterkunft und Verpflegung können bei Reisen, 
auch soweit ihre Dauer 3 Monate überschreitet, 
Auslandszulagen, nach Maßgabe der folgenden Vor¬ 
schriften gewährt werden. 

(3) Die Aufenthaltsorte werden Zonen zugetedt. 
Maßgebend ist die auf Grund des § 25 des Bundes¬ 
besoldungsgesetzes vorgenommene Zuteilung der 
ausländischen Dienstorte. Ist der Aufenthaltsort des 
Stipendiaten hiernach nicht zugeteilt, so wird die 
Zone zugrunde gelegt, die für den Ort des Aufent¬ 
haltslandes vorgesehen ist, der der niedrigsten Zone 
zugeteilt ist. 

(4) Auslandszulagen können bis zur Höhe der fol¬ 
genden Tagessätze gewährt werden: 


Zone 

| 1. bis 14. 

( 15. bis 30. [ 

ab 31. 

| Reisetag 

1 

| Reisetag j 

ä f 

Reisetag 


Beträge in Deutscher Mark 


I 

24 

18 

| 8 

II 

30 

22,50 

12 

III 

40 

30 

| 15 

IV 

50 

l 37,50 

18 

V—VII 

60 

45 

20 

VIII—-X 

1 

60 

45 

22 


(5) Vom einunddreißigsten Reisetag an können 
zum Ausgleich von Kaufkraftunterschieden das 
Grundstipendium und die Auslandszulage um den 
Vomhundertsatz erhöht werden, um den die Bezüge 



10 . Tag der Ausgabe: Bonn, den 29, Januar 1976 


213 


von Angehörigen dos auswärtigen Dienstes bei Aus¬ 
land saute ml ha!! en o ihohl -werden fKaidkraftaiis- 
gleich). 

(6) Die Zonenznteihing der Aufenthaltsorte und 
der Kaufkraflausyleich richten sich nach den Fest¬ 
setzungen. die am I. Januar des jeweiligen Jahres 
gelten. Spätere Änderungen können mir berücksich¬ 
tigt werden, wenn sie zu einer Erhöhung oder Ver¬ 
minderung des Grundstipendiums sowie der Aus¬ 
land s/u läge und des Kaulkraltausgleichs um ins- 
gesamt mehr als 20 vom ihm den? führen würden. 

$ 5 

Einkommen des Stipendiafen 
und seines Ehegatten 

ijl) Das Einkommen des Stipendiaten wird auf das 
Stipendium an gerechnet. Das Einkommen seines 
Ehegatten wird zu zwei Dritteln des Betrages ange¬ 
rechnet, um den es 12 000 Deutsche Mark im Jahr 
übersteigt. 

(2) Ist der Stipendiat oder sein Ehegatte nicht zur 
Einkommensteuer zu veranlagen, so errechnet sich 
das Einkommen im Sinne des Absatzes 1 in der 
Weise, daß vom Jahresarbeilslohn (§ 38a des Ein¬ 
kommensteuergesetzes 1973) zur Abgeltung von 
Werbungskosten (§ 9 des Einkommensteuergesetzes 
1975), Sonderausgaben {§• § 10 und 10 b des Einkom¬ 
mensteuergesetzes 1975), außergewöhnlichen Be¬ 
lastungen (§§ 33, 33 a und 33 b des Einkommensteuer¬ 
gesetzes 1975), des Whihnachlsfreibetrages (§ 19 
Abs. 3 des Einkommensteuorgeselzes 1975), des Ar- 
beitnehmerfrei.be träges (§ 19 .Abs. 4 des Einkommen¬ 
steuergesetzes 1.975) und des Allersentlastungsbe¬ 
trages (§ 24 a. des Einkommensteuergesetzes 1975) 
die nachstehenden Beträge abgezogen werden, so¬ 
weit nicht höhere Aufwendungen nach gewiesen 
werden: 

1. b ei a 11 ei n stell en de n S1 i p t ■ ,i j d i a!. en 

ein Betrag von 3 600 DM, 

2. bei Ehegatten, bei denen nur ein 
Ehegatte Einkommen bezieht, 

ein Betrag von 6 000 DM, 

3. bei Ehegatten, die beide Ein¬ 
kommen beziehen, ein Betrag von 7 200 DM, 

der in der Weise auf beide Ehegatten zu verteilen 
ist, daß dies zu der für den Stipendiaten günstig¬ 
sten Stipendienberecbnung führt. 

(3) Ist der Stipendiat oder sein Ehegatte zur Ein¬ 
kommensteuer zu veranlagen, so gilt als Einkommen 
der Gesamtbetrag der Einkünfte im Sinne des Ein¬ 
kommensteuergesetzes nach Abzug der Sonderaus¬ 
gaben und der außergewöhnlichen Belastungen, so¬ 
weit sie die zumutbare Belastung übersteigen. 

(4) Für die Berechnung des monatlichen Stipen¬ 
diums ist der zwölfte Teil des Einkommens im Ka¬ 
lenderjahr vor Beginn der Förderung maßgebend. 
Abweichend hiervon sind die Einkünfte des Stipen¬ 
diaten aus nichtselbständiger Arbeit im Kalender¬ 
jahr des Beginns der Förderung maßgebend. Sie 
ergeben sich aus dem zwölffachen Betrag der lau¬ 
fenden Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im 
Monat des Beginns der Förderung. Diese Vorschrift 


gilt entsprechend für die Ermittlung des Jahres¬ 
arbeitslohns des Stipendiaten. Die Berechnung gilt 
vorbehaltlich einer Änderung nach Absatz, 5 für den 
gesamten Fördernngszei traum. 

(5) Veränderungen der Einkommensverhältnisse 
sind zu berücksichtigen,, wenn sie zu einer Erhöhung 
oder Verminderung des monatlichen Stipendiums 
um mehr als 100 Deutsche Mark führen würden. 
Abweichend von Absatz 4 Satz 1 ist in diesem Fall 
für die Berechnung des monatlichen. Stipendiums 
der zwölfte Teil des Einkommens im Kalenderjahr 
maßgebend, in dem die Veränderungen wirksam 
werden. Dabei ist zu unterstellen, daß die Verände¬ 
rungen mit Beginn des Kalenderjahres eingetreten 
sind. Das erhöhte Stipendium ist vom Ersten des 
Monats an zu zahlen, in dem die Veränderungen 
wirksam werden; das verminderte Stipendium ist 
vom Ersten des Monats an zu zahlen, der auf den 
Monat folgt, in dem die Veränderungen wirksam 
geworden sind. 

§ 6 

Anrechnungsfreie Beträge 

(1) Vom Einkommen des Stipendiaten und seines 
Ehegatten wird die Einkommensteuer abgezogen, 
die auf das nach § 5 Abs. 2 oder Abs. 3 anzurech¬ 
nende Einkommen entfallt. Dabei ist bei verheira¬ 
teten Stipendiaten, die von ihrem Ehegatten nicht 
dauernd getrennt leben, die Einkommensteuer- 
Splittingtabelle zugrunde zu legen und der so er¬ 
mittelte Betrag im Verhältnis der Einkünfte auf die 
Ehegatten aufzuteilen. In allen anderen Fällen ist 
die Grundtabelle zugrunde zu legen. 

(2) Vom Einkommen des Stipendiaten bleiben im 
Kalenderjahr ferner anrechnungsfrei: 

1. Honorare für Vorträge und Veröffentlichungen 
bis zu 1 200 Deutsche Mark und Kapitalerträge 
bis zu 300 Deutsche Mark, soweit beide Frei- 
beträge zusammen 1 200 Deutsche Mark nicht 
überschreiten, 

2. Vergütungen für eine Tätigkeit nach § 9 Abs. 2 
des Gesetzes insgesamt bis zu 4 800 Deutsche 
Mark, 

3. Vergütungen, die die Hochschule oder eine ihrer 
Einrichtungen aus eigenen Mitteln für die in der 
Bearbeitung des wissenschaftlichen Vorhabens 
liegende Forschungsleistung des Stipendiaten 
zahlt, bis zu 4 800 Deutsche Mark, wenn die Ver¬ 
gütung erforderlich ist, um den Bewerber für die 
wissenschaftliche Arbeit an der Hochschule zu 
gewinnen und gewährleistet ist, daß seine Ar¬ 
beitskraft nicht für förderungsfremde Zwecke in 
Anspruch genommen wird. Zahlt der bisherige 
Dienstherr oder Arbeitgeber des Stipendiaten 
einen Teil der Bezüge fort, ohne seine Dienste in 
Anspruch zu nehmen, so bleiben diese bis zur 
Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem 
bisherigen Einkommen und dem gewährten Sti¬ 
pendium anrechnungsfrei. 

§ 7 

Vermögen des Stipendiaten 

(1) Hat der Stipendiat für das Kalenderjahr der 
Antragsstellung, die der Bewilligung zugrunde liegt, 
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‘ Vermogomsleucr zu entrichtem. so vermindert sich 
som monatliches Stipendium um. 2 vom Hundert 
.s ein f’■ s sle 1 1 er p f E i f: h ü gc n V<‘rms>gens, 

(2) Tritt eine Änderung der Venningens Verhält¬ 
nisse ein, die /u einer Neuveianlagung oder Nach- 
verünlügimg zur Vennögonsteuur führt, so ist das 
Stipendium entsprechend dem Betrag, für den Ver¬ 
mögensteuer künftig zu entrichten ist, neu festzu¬ 
setzen.. 

§ 8 

Durchführung der Anrechnung 

(1) Der Bewerber oder Stipendiat teilt seine Ein- 
kormnensverhältnisse sowie, wenn er verheiratet ist, 
die seines Ehegatten der Hochschule mit und zeigt 
ihr die in § 5 Abs. 5 bezeichneten Veränderungen 
an. Er weist der Hochschule die Einkommensver- 
hedtnisse durc h Cietudtsbeschcdnigungen des Arbeit¬ 
gebers, durch Steuerbescheide oder in anderer ge¬ 
eignete? Form nach. Kann ein Nachweis noch nicht 
oder nur mit unverhältnisinäßigem Aufwand geführt 
werden, so sind die Einkommens Verhältnisse glaub¬ 
haft zu machen: in diesem Pall wird das Stipendium 
unter dem Vorbehalt der abschließenden Festset¬ 
zung gewährt. 

(2) Hat der Bewerber oder Stipendiat Vermögen- 
Steuer zu entrichten,, so legt er der Hochschule die 
erforderlichen Nachweise vor. In allen anderen Fäl¬ 
len teilt er der Hochschule mit, daß er nicht ver- 
mögensUmerpnichtig ist und versichert ihr die Rich¬ 
tigkeit seiner Angabe. Wenn Veränderungen seiner 
Vermögensverhalt nisse gemäß § 7 Abs. 2 zu einer 
Neufestsetzung des monatlichen Stipendiums füh¬ 
ren, legt der Bewerber oder Stipendiat seine für die 
Neu voran lag u n g od er Na eh v eranlagung abgegebene 
Vermögen Steuererklärung vor. Absatz 1 Satz 3 ist 
en tsp rec:he n d a 1 iz u w e nd e n. 

(3) Von der Anrechnung von Einkommen oder 
Vermögen ist un Emzelfai! abzusehen, wenn und so¬ 
weit sie eine unbillige Härte bedeuten würde, insbe¬ 
sondere, wenn das Einkommen oder das Vermögen, 
als Ausgleich für einen Schaden erworben worden 
is I, de r n i eh I Ver rn ög en ssc I iad en ist. 

(4) Der sich aus der Berechnung nach den §§ 5 
bis 7 ergebende Betrag ist auf volle Deutsche Mark 
auf zu r unden; blc i bl d er erm Ittel tc Stipcndi enbetrag 
unter 50 Deutsche Mark, so entfällt: eine Stipendien- 
ge Währung 

§ 9 

Auskunf tspf lichte n 

(1) Die iunanzbehörden erteilen der Hochschule 
Auskünfte über die Einkoni mens verhält nisse des 
Stipendiaten und seines Ehegatten sowie über die 
Vermögens Verhältnisse des Stipendiaten, soweit die 
Durchführung der Verordnung es erfordert. 

(2) Der Ehegatte des Stipendiaten ist verpflichtet, 
der Hochschule auf Verlangen über seine persön¬ 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse die Aus¬ 
künfte zu erteilen und die Urkunden vorzulegen, 
die zur Entscheidung über den Antrag auf Gewäh¬ 
rung des Stipendiums von Bedeutung sind. 

(3) Die Arbeitgeber des Stipendiaten und seines 
Ehegatten sind verpflichtet, auf Verlangen dieser 


Personen Bescheinigungen über deren Arbeitslohn 
und auf der Lohnsteuerkarte eingetragene steuer¬ 
freie Jahresbeträge auszustellen und auf Verlängert 
der Hochschule mit Einwilligung dieser Personen 
über deren persönliche und wirtschaftliche Verhält¬ 
nisse die Auskünfte zu erteilen und die Urkunden 
vorzulegen, die zur Entscheidung über einen Antrag 
auf Gewährung eines Stipendiums von Bedeutung 
sind. 

§ 10 

Dauer der Förderung in besonderen Fällest 

(1) Das zur Vorbereitung auf die Promotion ge¬ 
währte Stipendium kann über die Regel förderungs¬ 
dauer hinaus bis zu. einem weiteren Jahr verlängert 
werden, wenn das Zwischenergebnis einen Beitrag 
erwarten läßt, der für die Eni Wicklung der Wissen¬ 
schaft bedeutsam ist, oder wenn infolge der not¬ 
wendigen Laufzeit von Versuchen und Erhebungen 
oder infolge besonders schwieriger Erschließung des 
Arbeitsmaterials der Abschluß des Vorhabens inner¬ 
halb der Regelförderungsdauer nicht möglich ge¬ 
wesen ist, 

(2) Unterbricht der Stipendiat sein wissenschaft¬ 
liches Vorhaben oder kann er es nicht fortsetzen, so 
unterrichtet er das Vergabegremium unverzüglich. 
Das Stipendium kann bis zu sechs Wochen fortge¬ 
zahlt werden, wenn die Unterbrechung durch Krank¬ 
heit oder einen anderen, von ihm nicht zu vertreten ¬ 
den, wichtigen Grund erforderlich geworden ist. Da¬ 
nach kann die Zahlung eines Teilbetrages des Sti¬ 
pendiums für einen Zeitraum von längstens sechs 
Monaten bewilligt werden, wenn dies zur Vermei¬ 
dung einer unbilligen Härte notwendig ist. Das Sti¬ 
pendium kann um den Zeitraum, in dem der Stipen¬ 
diat aus einem der in Satz 2 genannten Gründe an 
der Fortsetzung der Arbeit verhindert war. verlän¬ 
gert werden. 

2. Abschnitt 

Vergabe der Stipendien und Verteilung 
der Förderungsmitte! 

§ ü 

Vergabe der Stipendien 

(1) Die Stipendien, werden von der Hochschule auf: 
Antrag der Bewerber zentral vergeben. Die Bewer¬ 
ber haben sich bei der Antragsstellung zu verpflich¬ 
ten, das Stipendium, ausgenommen Zuschläge für 
Sach- und Reisekosten, nach Maßgabe der für die 
Rückzahlung geltenden Bestimmungen zurückzu¬ 
zahlen, 

(2) Die Anträge sind an die Hochschulverwaltung 
zu richten. Sie leitet die Anträge den zuständigen 
Gremien zur Stellungnahme zu. Die Stellungnahme 
der auf der Ebene der Fachbereiche bzw. Fakultäten 
gebildeten Gremien muß erkennen lassen, in wel¬ 
cher Reihenfolge die Bewerber die Voraussetzungen 
für die Gewährung eines Stipendiums erfüllen, und 
ob die für die Durchführung der Promotion oder des 
weiteren Studiums erforderlichen Arbeitsmöglich¬ 
keiten den Bewerbern während der Förderungsdauer 
zur Verfügung stehen werden. Abweichungen von 
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der Stellungnahme hat die für die Vergabe zustän¬ 
dige Stelle gegenüber dem beteiligten Gremium zu 
begründen. 

(3) Die an der Slipendienvergabe beteiligten Gre¬ 
mien haben ihre Termine so lest zu setzen, daß einer¬ 
seits über die Anträge in angemessener Frist ent¬ 
schieden werden kann und andererseits eine den 
Zielen des Gesetzes entsprechende Auswahl zwi¬ 
schen den Bewerbern getroffen werden, kann,, falls, 
nicht für alle qualifizierten Bewerber Stipendien zur 
V e rf ü g u n g s t e h e n. 

(4) Ant r ä g e a u 1 C ? (; w ä 1 j f u n cj e i n v s S t i pen d i u m s 
k örs n e n w i e d e r h o 11 g cs t e 111 w e r d en. 

(5) Die S lipon d i e o werden hoc hschulöffentüch 
ausgeschrieben. 

§ 12 

Verteilung der Förderungsmittel 

(1) Die für die Verteilung zuständige Stelle be¬ 
stimmt die auf die Fachbereiche hzw. Fakultäten 
en (fallenden Förde rungs in ittel (Verteilung der För¬ 
dern ngsmittel). Sie kann eine 1 Verteilung auf die 
Fachrichtungen vornehmen, wenn dies erforderlich 
ist. um Vorhaben zu fördern, die für die Entwicklung 
der Wissenschaft bedeutsam sind, oder um dem Be¬ 
darf an wissenschaftlichem Nachwuchs in einer 
Fachrichtung hinreichend Rechnung zu tragen. 

(2) Bei der Verteilung der Mittel auf einen Fach¬ 
bereich bzw. Fakultät oder eine Fachrichtung sind 
die für die Gewährung von Grundstipendien und 
Zuschlägen vorgesehenen Beträge als Einheit zu 
behandeln. 

(3) Die Mittel für die Promotionsfcrderung und 
die Förderung eines weiteren Studiums im Sinne des 
§ 3 des Gesetzes werden von der nach Absatz I zu¬ 
ständigen Stelle getrennt verteilt.. 

§ 13 

Erstmalige Gewährung des Stipendiums 

(1) Der Bewerber fügt seinem Antrag einen Ar¬ 
beitsplan bei, in welchem er die Gründe für die 
Wahl seines Vorhabens darlegt. Beantragt der Be¬ 
werber die Förderung einer Promotion, so hat der 
Arbeitsplan entsprechend dem Stand der Vorarbei¬ 
ten auch einen Aufriß des Themas und einen Zeit¬ 
plan zu enthalten. Das Vorliegen der Förderungs- 
Voraussetzungen bei einem Bewerber wird anhand 
von Gutachten geprüft, die von. zwei Hochschul¬ 
lehrern erstattet werden. Auf Antrag des Bewerbers 
hat die Hochschule Gutachter zu benennen. 

(2) Bei der Auswahl der Bewerber sind Sbudien¬ 
ernd Prüflingsleistungen, Arbeitsplan sowie Gutach¬ 
ten in einem ausgewogenen Verhältnis heranzu- 
ziehem 

§ H 

Verlängerung des Stipendiums 

(1)1 n n e r h alb d e r R e g c. 1 f ö rd e r u n g s d a u e r k a n n e i ne 
Verlängerung des Stipendiums für einen Zeitraum 
bis zu einem Jahr ausgeprochen werden. Eine Ver¬ 
längerung über die Regelfördemngsdauer hinaus 
soll jeweils für einen Zeitraum von nicht mehr als 
c s n ei n h a i b e n J a h r a nsges j. > t o t -1 \ e n w e r d e n. 


(2) Vor jeder Entscheidung über die Verlängerung 
des Stipendiums fertigt der Stipendiat einen Arbeits¬ 
bericht an, aus dem sich der sachliche und zeitliche 
Verlauf der bisherigen Arbeit und ein Arbeits- und 
Zeitplan für die Lösung der noch offenen Probleme 
ergeben. Ohne Vorlage des Arbeitsberichtes kann 
eine Verlängerung des Stipendiums nicht ausge¬ 
sprochen werden. 

(3) Abweichungen vom Arbeitsplan nach § 13 sind 
dumhegen und zu begründen, 

§ 15 

Abschlußbericht 

fl) Nach Beendigung der Förderung legt, der Sti¬ 
pendiat den beteiligten Kommissionen einen Bericht 
über seine Arbeit während der gesamten Förde¬ 
rungsdauer vor und stellt darin insbesondere seine 
Arbeit im letzten Bewilligungszeitraum dar. 

(2) Ist eine Promotion gefördert ^worden, so genüg! 
die Mitteilung über die Einreichung der wissen¬ 
schaftlichen Arbeit, sofern nicht die Flochschule 
eine andere Bestimmung trifft. Kann der Stipendiat 
die wissenschaftliche Arbeit nicht einreichen, so 
legt er die Gründe hierfür dar und äußert sich zum 
beabsichtigten Fortgang der Arbeit. In diesem Fall 
berichtet der Stipendiat ferner bis zur Einreichung 
der wissenschaftlichen Arbeit, höchstens aber bis 
zum Ablauf von drei Jahren nach Abschluß der För¬ 
derung, jährlich der zentralen Kommission zu einem 
von ihr festzusetzenden Termin schriftlich über den 
Stand der Arbeit. 

§ 16 

Aufhebung des Bewilligungsbescheides 
und Rückzahlung 

Die Entscheidung nach § 7b des Gesetzes trifft 
die für die Vergabe zuständige Stelle nach An¬ 
hörung des Stipendiaten. 

3. Abschnitt 

Rückzahlung des Stipendiums 

§ 1? 

Batenermittiung, Zwischenbescheid 

fl) Die Hochschulen stellen nach Ablauf eines 
jeden Kalenderjahres bis zum 31. März dem Bun- 
desverwaltungsamt die für den Darlehenseinzug er¬ 
forderlichen Daten über 

1. die im vorausgehenden Kalenderjahr als Dar¬ 
lehen gewährten Stipendien, 

2. die im vorausgehenden Kalenderjahr getroffenen 

Änderungen über in zurückliegenden Kalender¬ 
jahren als Darlehen gewährte Stipendien 

auf einheitlichen Datenblättern zur Verfügung. 

(2) Die Hochschulen teilen nach Ablauf eines 
jeden Kalenderjahres bis zum 31. März dem Stipen¬ 
diaten die Höhe des in dem Kalenderjahr als Dar¬ 
lehen gewahrten Stipendiums mit. Endet die Gewäh¬ 
rung des Stipendiums vor Ablauf eines Kalender¬ 
jahres, ist der Boscheid unverzüglich zu erteilen. 
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(3) D i (* I[ o< 1 1 s(.: i i u I e r t i i I) < 1 rse n (I e n i n der Regel in - 
maiialb von zwei Ja Irren nach Beendigung der Ge¬ 
währung des Stipendiums die für den Darlehensein- 
/.iig ('t forderlichen Ak Iet 1 dein Bundesverwaltungs- 

and.. 

§ 18 

Be sc he i d des 6 u n d es v er wal i u n gs aintes 

1) a s ß i md e s v (: r w a 11: 1 1 ugs am I. (»r Lei 11 dem S ti pe n- 
diäten einen Bescheid, in dem die Höhe des Dar- 
iehensbef rag es fest gestellt und der Zeitpunkt des 
Beginns der Rückzahlung des Darlehens sowie die 
Höhe der i r u >natli< hen Raten losIgesetzt werden. 

§ 19 

R üdkzahlu ngsbedingungen 

Die Rück za hl mups vale ist. am Ende eines jeden 
M o n a Ls 1 ü r d e n Las ts c: h r i I1e i n zn g he re i tzuste 11 en 
oder auf das vom Bundesvorwa 1Lungsamt: bestimmte 
K on t o z u ü b e r w e i s e n. 

§ 20 

Freistellung von der Rückzahlungs Verpflichtung 

(1) Die Entscheidung über die Freistellung von der 
Verpflichtung zur Rückzahlung des Darlehens nach 
§ 7 a Abs. 4 oder Abs. 5 des Gesetzes trifft das Run- 
desverwaltungsanit. Sie erfolgt nur auf schriftlichen 
Antrag. Sie ergeht in der Regel für die Dauer von 
zwölf Monaten. 

(2) Eine Freistellung erfolgt frühestens für den 
Monat, in dein der Antrag beim Bundesverwaltungs- 
a rn 1 e i n g eg a nge n ist. 

(3) Für die Berechnung des nach § 7 a Abs. 4 oder 
Abs. 5 des Gesetzes maßgeblichen Einkommens gel¬ 
len § 5 Abs. 2 bis 5 und § 6 Abs. 1 entsprechend. 

(4) Der Rückzahlungs Zeitraum verlängert sich um 
f 1 e n Za i 1 ra u ;m d e r Fre i s te 11 u n g. 

§ 21 

Verzug 

(1) Die Verzinsung nach § 7 a Abs. 2 des Gesetzes 
beginnt mit; dem Ersten des auf den Fälligkeitstag 
folgend en Kalen denn onats. 

(2) Nach Eintritt der Fälligkeit werden gesondert 
erhoben: 

1. Verzugszinsen, 

2. Aufwendungen für die Geltendmachung der Dar- 

1 e hensl order ung. 


§ 22 

Veränderungen von Ansprüchen 

Stirbt der Stipendiat, bevor das Stipendium zu¬ 
rückgezahlt ist, wird gegenüber den Erben kein 
Rück Zahlungsanspruch geltend gemacht. Im übrigen 
richtet sich die Befugnis zum Abschluß von Ver¬ 
gleichen und zur Stundung, Niederschlagung und 
zum Erlaß von Ansprüchen nach den §§58 und 59 
der Bundeshaushaltsordnung vom 19. August 1969 
(Bundesgesetzbi. 1 S. 1284), geändert durch Gesetz 
vom 23. Dezembe r 1971 (Bund csgesetzb 1. 1 S. 2133j. 

§ 23 

Mitteilungspflichten 

(1) Der Stipendiat ist verpflichtet, von der Beendi¬ 
gung der Gewährung des Stipendiums an jeden 
Wohnungswechsel und jede Änderung des Familien¬ 
namens sowie während der Dauer der Freistellung 
von der Rückzahlungs Verpflichtung jede nach der 
An trag ss teil ung eintretende Änderung seiner nach 
§ 7 a Abs. 4 oder Abs. 5 des Gesetzes maßgeblichen 
Familien- und Einkommens Verhältnisse dem Bun¬ 
des verwalt u ngs amt unverzüglich schriftlich, mitzu¬ 
teilen . 

(2) Die Kosten für jeden Versuch der Ermittlung 
des Aufenthaltsortes des Stipendiaten werden auf 
25 Deutsche Mark festgesetzt; sie sind auf Anforde¬ 
rung zu erstatten. Das Bundesverwaltungsamt kann 
höhere Aufwendungen unter Darlegung der hierfür 
maßgeblichen Gründe geltend machen. 

§ 24 

Rückleitung der eingezogenen Beträge 

(1) Das Bundesverwaltungsamt führt bis zum 
31. März 25 vom Hundert des im vorausgehenden 
Kalenderjahr eingezogenen Darlehensbetrages in 
dem Verhältnis an die Länder ab, in dem die in den 
drei vorausgehenden Kalenderjahren an das Bun¬ 
desverwaltungsamt gemeldeten Darlehensleistungen 
der einzelnen Länder zueinander stehen. 

(2) Kostenerstattungen nach § 21 Abs. 2 Nr. 2 und 
§ 23 Abs. 2 verbleiben in voller Hohe dem Bund. 

4. Abschnitt 
Schlußbestimmungen 

§ 25 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt. I S. 1) in Verbindung mit § 16 des Gesetzes 
auch im Land Berlin. 
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